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Editorial 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

Am 1. August 2014 ist der Gemeindepsychiatrische Verbund Bodenseekreis (GPV) 10 Jahre alt ge-
worden. Gegründet wurde er 2004 von 10 verschiedenen Einrichtungen und Initiativen, Vertretern 
psychisch kranker Menschen, ihrer Angehörigen und dem Bodenseekreis. Sie schlossen damals eine 
sehr mutige Vereinbarung ab, in der sie sich gemeinsam verpflichteten, allen Menschen im Kreis mit 
psychischen Erkrankungen die von ihnen benötigten Hilfen möglichst innerhalb der Kreisgrenzen zu 
erbringen. Damit wurde eine sehr hohe Selbstverpflichtung eingegangen, die im letzten Jahrzehnt 
dank der engen Kooperation im Verbund aber tatsächlich eingelöst werden konnte. 

Voraussichtlich Ende 2014 wird der baden-württembergische Landtag das Psychisch-Kranken-
Hilfegesetz verabschieden. Darin sind die Strukturen und Funktionen der Gemeindepsychiatrischen 
Verbünde auf Kreisebene in der Form beschrieben, wie sie im Bodenseekreis und im benachbarten 
Landkreis Ravensburg mitentwickelt und erfolgreich praktiziert wurden. Darauf dürfen wir ein wenig 
stolz sein. Der Ravensburger Landtagsabgeordnete Manfred Lucha, bis zum Sommer 2014 langjähri-
ger Sprecher der Trägergemeinschaft des GPV Bodenseekreis und bis 2011 fachlicher Leiter der Pau-
line 13 e.V., hat die wesentlichen Impulse zu diesem Gesetz gegeben. Ihm danken wir herzlich für 
seinen Einsatz über 25 Jahre hinweg. Er hat die psychiatrische Landschaft im Bodenseekreis ganz 
wesentlich mitgeprägt. Seine Nachfolge als Sprecherin der Trägergemeinschaft des GPV Bodensee-
kreis ist seit Juli 2014 Brigitte Göltz, die seit Mai 2013 die fachliche und betriebswirtschaftliche Ge-
schäftsführung der Pauline 13 e.V. übernommen hat. 

Eine wesentliche Neuerung im GPV im Sinne von Beteiligung und Inklusion ist die Mitarbeit der be-
troffenen Menschen, der Psychiatrie-Erfahrenen. Sie haben sich in der Initiative Psychiatrie-Erfahre-
ner Bodensee e.V. (iPEBo) zusammengeschlossen und sind zwischenzeitlich in allen Gremien des GPV 
vertreten, wo sie sich engagiert einbringen. 

Um ihrem Mitwirken die passenden Rahmenbedingungen zu geben, aber auch weil es insgesamt 
nötig erscheint, die Strukturen des GPV den veränderten Verhältnissen anzupassen, wurde im Som-
mer 2014 eine Strukturdiskussion aufgenommen, die das Ziel hat, den GPV zeitgemäß aufzustellen. 
Inklusion, Beteiligung, Bürgerengagement sind Stichworte, die dabei aufgegriffen werden. Parallel 
dazu werden wir uns bemühen, die Leistungen der Eingliederungshilfe für das ambulant betreute 
Wohnen zu flexibilisieren. Dieser Prozess wird Ende 2014 in Gang kommen. 
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Der vorliegende Jahresbericht 2013 ist wie schon in den letzten Jahren auf der Grundlage der in der 
Region entwickelten und von allen Akteuren angewandten Basisdokumentation entstanden. Er er-
möglicht einen Überblick über das Leistungsgeschehen in den Einrichtungen und Diensten, um auf 
dieser Grundlage die Angebote weiterzuentwickeln. Wer sich nicht durch den gesamten Bericht ar-
beiten möchte, kann sich auf die Bereiche beschränken, die besonders interessieren. Die Hauptarbeit 
für den Bericht leistete wie schon im Vorjahr Dr. Michael Konrad, Mitglied der Trägergemeinschaft 
im Bodenseekreis und gleichzeitig Sprecher der Trägergemeinschaft des GPV im Kreis Ravensburg. 
Bei ihm bedanken wir uns herzlich. 

Wir wünschen Ihnen eine interessante Lektüre. 

 

Andreas Köster 

Sozialdezernent des Bodenseekreises 

 

Rainer Barth 

Sozialplaner des Bodenseekreises 

 

Brigitte Göltz 

Sprecherin der Trägergemeinschaft des GPV Bodenseekreis 
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Der Gemeindepsychiatrische Verbund im Bodenseekreis 
 

Aus Anlass des 10-jährigen Jubiläums des Gemeindepsychiatrischen Verbundes (GPV) stellen wir 
diesem Bericht einige Passagen voran über die Geschichte des GPV. Ebenso fügen wir die seinerzeit 
geschlossene Kooperationsvereinbarung an – diese befindet sich derzeit in Überarbeitung, da einer-
seits neue Mitglieder und Zielgruppen aufgenommen wurden und andererseits die Strukturen nach 
10 Jahren einer kritischen Würdigung und Veränderung unterzogen werden. 

Der Gemeindepsychiatrische Verbund im Bodenseekreis wurde im Anschluss an das Modellprojekt 
zur Implementation des personenzentrierten Ansatzes in der psychiatrischen Versorgung im Jahre 
2004 gegründet. Das Modellprojekt war vom Sozialministerium Baden-Württemberg mit der Aktion 
Psychisch Kranke initiiert worden und umfasste die vier Modellregionen Stuttgart, Landkreis Reutlin-
gen, Landkreis Lörrach und die Region Bodenseekreis/Landkreis Ravensburg. Nachdem von 2001 bis 
2004 gemeinsam mit dem Landkreis Ravensburg im Rahmen des Modellprojekts eine gemeinsame 
Hilfeplankonferenz der beiden Landkreise eingeführt worden war, etablierten sich die GPV getrennt 
in den beiden Landkreisen. Die wichtigsten Prinzipen des GPV – die gemeinsame Versorgungsver-
pflichtung aller Einrichtungsträger und die gemeinsame Weiterentwicklung der differenzierten Ver-
sorgung chronisch psychisch kranker Menschen in der Gemeinde – wurde in beiden Landkreis schrift-
lich vereinbart. 

Das Konstrukt des Gemeindepsychiatrischen Verbundes im Bodenseekreis besteht aus 3 Gremien: 
der Arbeitsgemeinschaft GPV, der Trägergemeinschaft GPV und der Hilfeplankonferenz. Um eine 
Verbindlichkeit herzustellen, schlossen die Einrichtungsträger der psychiatrischen Versorgung ge-
meinsam mit dem Bodenseekreis eine Kooperationsvereinbarung, die bis heute unverändert gilt. 
Durch das im Jahr 2015 wirksam werdende Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz (PsychKHG) werden die 
GPV rechtlich verankert. Obwohl einige Begrifflichkeiten nicht mehr korrekt sind, ist die Kooperati-
onsvereinbarung widergegeben. 

 

Kooperationsvereinbarung für den Gemeindepsychiatrischen 
Verbund (GPV) im Bodenseekreis 
 

1. Ziele des GPV 

Ziel des Gemeindepsychiatrischen Verbundes ist es, den psychisch beeinträchtigten/erkrankten Men-
schen des Kreises die von ihnen benötigten Hilfen bereitzustellen. Die Einrichtung eines solchen Ver-
bundes ergibt sich aus der Vielfalt der Träger der psychiatrischen Versorgungseinrichtungen, der 
Vielfalt der Kostenträger für diesen Personenkreis und der Notwendigkeit der Anpassung der jeweili-
gen Leistung an den häufig wechselnden Versorgungs- und Betreuungsbedarf bei den betroffenen 
Bürgern. 

Die Mitglieder des GPV verpflichten sich, die Ressourcen so effizient, effektiv und verantwortungsbe-
wusst wie möglich einzusetzen und niemanden wegen Art und Schwere der Störung auszuschließen. 
Allgemeine konzeptionelle Leitlinie des GPV ist der personenzentrierte Ansatz im Sinne der Aktion 
Psychisch Kranke (APK). 
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2. Zielgruppe 

Zielgruppe sind alle Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen, die Unterstützung zur Führung 
eines selbständigen und eigenverantwortlichen Lebens brauchen und die ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt im Bodenseekreis haben oder in einer Einrichtung im Bodenseekreis leben. 

Eingeschlossen sind psychisch kranke erwachsene Menschen aus dem Bodenseekreis, die außerhalb 
der Kreisgrenzen versorgt werden, sofern die Rückkehr ihrem Wunsch entspricht sowie psychisch 
kranke Menschen, bei denen enge soziale Bezüge im Bodenseekreis bestehen. Näheres regelt die Ge-
schäftsordnung der Hilfeplankonferenz (HPK). 

Für chronisch psychisch kranke Menschen aus dem Maßregelvollzug des ZfP Weissenau ist bei der 
Entlassung die jeweilige Herkunftsregion zuständig. Nach sorgfältiger Abklärung mit dem Betroffenen 
und den Hilfeangeboten der Herkunftsregion, dass eine Rückkehr in die Herkunftsregion nicht sinn-
voll und/oder möglich ist, kann eine Erbringung von Hilfen im Bodenseekreis erfolgen. 

Personen mit einer Suchterkrankung sind eingeschlossen, sofern sie zum Personenkreis der Chro-
nisch Mehrfachgeschädigten Abhängigkeitskranken (CMA) gehören. 

Patienten der Abteilung Gerontopsychiatrie des ZfP Weissenau sind eingeschlossen, sofern es sich 
um Personen handelt, die im System der Altenhilfe nicht adäquat versorgt werden können. 

Weitere Personengruppen können nach Bedarf in die Vereinbarung aufgenommen werden. 

Mit Schnittstellen wie z. B. zum Bereich geistig behinderte Menschen oder Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie wird eine Kooperation in geeigneter Form gepflegt. 

 

3. Grundsätze 

Der GPV macht sich zur Aufgabe, für den beschriebenen Personenkreis eine am Wohnort orientierte 
Versorgung vorzuhalten. Die Psychiatrie-Erfahrenen sollen individuell zugeschnittene Hilfen in ihrem 
Lebensfeld in Anspruch nehmen können und so wenig wie möglich auf einen Wechsel in ein künstlich 
geschaffenes Milieu zurückgreifen müssen. Die Entwicklung einer bedarfsgerechten Versorgung im 
Bodenseekreis wird als gemeinschaftliche Aufgabe von Landkreis, Leistungsträgern, Trägern psychiat-
rischer Einrichtungen, Psychiatrie-Erfahrenen, Angehörigen und BürgerhelferInnen betrachtet. 

 

4. Organe des GPV 

4.1 Arbeitsgemeinschaft GPV 

4.2 Trägergemeinschaft GPV 

4.3 Hilfeplankonferenz 
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4.1 Arbeitsgemeinschaft GPV 

Die Arbeitsgemeinschaft GPV formuliert die Ziele des GPV in Bezug auf: 

- die Struktur der Versorgungsangebote 
- die Weiterentwicklung der Versorgungsangebote 
- Strukturen der Zusammenarbeit 

In der Arbeitsgemeinschaft GPV sind sowohl Angehörige und Betroffene vertreten als auch Träger/ 
Anbieter von Versorgungseinrichtungen und Kostenträger (Landratsamt/ Landeswohlfahrtsverband, 
Krankenkassen, Rentenversicherungsträger). Aufgabe der Arbeitsgemeinschaft GPV ist es, die Ver-
besserung der Versorgung der betroffenen Bürger und die optimale Steuerung der Ressourcen zu 
initiieren. Grundlage ihrer Empfehlungen sind die Jahresberichte der Trägergemeinschaft GPV und 
die Auswertung der gemeinsamen Dokumentation der Einrichtungen. Sie formuliert Aufträge an die 
Trägergemeinschaft GPV zur Weiterentwicklung des Hilfeangebots und der Steuerung der Ressour-
cen. 

Mitglieder in Arbeitsgemeinschaft GPV sind: 

- der Landkreis, vertreten durch den/die Sozialdezernent/in und den/die Psychiatrie-Koordinator/in 
- Koordinator/in der HPK 
- Psychiatrie-Erfahrene mit maximal zwei von ihnen benannten Vertreter(inne)n 
- Angehörige psychisch Kranker mit maximal zwei von ihnen benannten Vertreter(inne)n 
- Bürgerhilfe für psychisch Kranke mit einem/einer Vertreter/in 
- der/die Patientenfürsprecher/in 
- niedergelassene Nervernärzt(inne)n mit einem/einer Vertreter/in 
- Mitglieder der Trägergemeinschaft GPV mit je einem/einer Vertreter/in 
- Kostenträger (z. B. Sozialhilfeträger, Krankenkassen, Agentur für Arbeit, Servicestelle nach SGB IX) 

mit je einem/einer Vertreter/in. 

Die Arbeitsgemeinschaft GPV tritt an die Stelle des Arbeitskreises Psychiatrie und übernimmt dessen 
Aufgaben gemäß den Landesrichtlinien des Sozialministeriums Baden-Württemberg vom 12.12.2002. 

Der Vorsitz der Arbeitsgemeinschaft GPV liegt bei dem/der Sozialdezernenten/Sozialdezernentin des 
Landkreises. 

Die Arbeitsgemeinschaft GPV gibt sich eine Geschäftsordnung, die ihre Verfahrensweise regelt. 

 

4.2 Trägergemeinschaft GPV 

Die beteiligten Träger der psychiatrischen Versorgung des Kreises übernehmen gemeinsam die 
Pflichtversorgung für den oben definierten Personenkreis. In dem Gremium der Träger der psychiat-
rischen Einrichtungen des Kreises werden 

1.  die Vorschläge der Arbeitsgemeinschaft GPV umgesetzt, soweit die Ressourcen bzw. die Kosten-
träger dies ermöglichen; 

2.  mögliche Synergien zwischen den Trägern abgesprochen; 
3.  neue/andere Organisationsstrukturen der psychiatrischen Versorgung geplant; 
4.  der Landkreis fachlich beraten; 
5.  den Hilfeplankonferenzen Leitlinie und Struktur vorgegeben; 
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6.  Jahresberichte erstellt, in denen die Entwicklung der psychiatrischen Versorgung in der Region 
sowie die Zusammenarbeit mit nicht-professionellen Organisationen dokumentiert wird. 

7. Trägervorhaben abgestimmt 
 

Gründungsmitglieder in der Trägergemeinschaft GPV sind: 

- Arkade-Pauline 13 gGmbH 
- Bodenseekreis, vertreten durch den/die Psychiatrie-Koordinator/in 
- BruderhausDiakonie 
- Die Weissenau 
- Gemeindepsychiatrisches Zentrum Friedrichshafen gGmbH 
- Gemeindepsychiatrisches Zentrum Überlingen gGmbH 
- Pauline 13 e.V. 
- Sprungbrett Werkstätten gGmbH 
- Vianney Gesellschaft e.V. 
 

Die Zusammensetzung der Trägergemeinschaft GPV wird auf die Dauer von 2 Jahren festgelegt. Dann 
wird die Arbeitsfähigkeit des Gremiums durch die Leistungserbringer überprüft und die Zusammen-
setzung des Gremiums gegebenenfalls geändert. 

Die Trägergemeinschaft GPV gibt sich eine Geschäftsordnung, die ihre Verfahrensweise regelt. 

 

5. Hilfeplankonferenzen 

Die Träger der psychiatrischen Versorgungseinrichtungen übernehmen eine gemeinsame Versor-
gungsverpflichtung in den von ihnen angebotenen Leistungsbereichen und setzen diesen Anspruch in 
der Hilfeplankonferenz (HPK) um. Keine Person des definierten Personenkreises soll gezwungen sein, 
Hilfen außerhalb der Versorgungsregion in Anspruch zu nehmen, vorbehaltlich der Finanzierung der 
Hilfen. Die Träger der Einrichtungen wirken zusammen, um die Versorgungsverpflichtung einzulösen. 

Im Rahmen der HPK wird mit einer einheitlichen Hilfeplanung auf der Grundlage des Integrierten 
Behandlungs- und Rehabilitationsplanes (IBRP) gearbeitet. Die Hilfeplanung und die Vorstellung in 
der HPK erfolgen unter Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorschriften. 

Die Einrichtungen und Dienste der Träger, die sich in der Trägergemeinschaft zusammengeschlossen 
haben, nehmen einen Klienten des definierten Personenkreises nur dann auf, wenn die individuelle 
Hilfeplanung in der Hilfeplankonferenz erörtert wurde und die Hilfeerbringung bestimmten Diensten 
und/oder Einrichtungen zugewiesen hat. 

Die Moderation der HPK wird vom Landkreis gestellt. 
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6. Koordination der Hilfeplankonferenz 

Der/die Koordinator/in der HPK führt die Geschäfte der Hilfeplankonferenz. Er/sie nimmt ohne 
Stimmrecht an den Sitzungen der Trägergemeinschaft teil und stellt damit das Bindeglied zwischen 
Hilfeplankonferenz und Einrichtungsträgern dar. 

Die Koordinationsstelle ist zeitlich mit dem Viertel-Deputat einer Vollzeitstelle angesetzt. Sie wird 
finanziert durch Umlage der beteiligten Leistungserbringer. Der für die Koordinationsstelle in Frage 
kommende Personenkreis setzt sich aus den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der in der Träger-
gemeinschaft organisierten Einrichtungen und Dienste zusammen. Die Auswahl erfolgt durch die 
Trägergemeinschaft GPV. 

 

7. Geltung 

Die Vereinbarung tritt zum 01.10.2004 in Kraft. Veränderungen der Vereinbarung bedürfen der 
schriftlichen Zustimmung aller Unterzeichner. Ein Austritt aus der Vereinbarung kann mit einer Frist 
von drei Monaten zum Quartalsende erklärt werden. 

 

Behandlungs- und Unterstützungsangebote im Überblick 
 

Der Schwerpunkt der Behandlungs- und Unterstützungsangebote im Bodenseekreis liegt in Fried-
richshafen, Bermatingen und Überlingen. 
 
Stationäre Behandlung: als psychiatrisch-psychotherapeutisches Kompetenzzentrum hält das ZfP 
Südwürttemberg ein hoch differenziertes therapeutisches Angebot eines Fachkrankenhauses vor. 
Gleichzeitig wird durch die Abteilung am Städtischen Krankenhaus Friedrichshafen eine größere Ge-
meindenähe in der Behandlung angestrebt. Die Angebote der Stationen der Allgemeinen Psychiatrie 
und Psychotherapie in Friedrichshafen gelten insbesondere für Patienten mit Psychosen, Depressio-
nen, Persönlichkeitsstörungen und akuten psychischen Belastungen. Spezialisiert werden in Weis-
senau zwei Stationen der Gerontopsychiatrie für betagte psychisch kranke Menschen, drei Stationen 
für suchterkrankte Menschen und eine Station für depressiv erkrankte Menschen vorgehalten. In-
nerhalb der stationären Behandlung werden die Therapieangebote individuell auf die Bedürfnisse 
der Betroffenen zugeschnitten. 
 
Tagesklinische Behandlung: bietet Hilfen für psychisch kranke Menschen, die in eine psychische Krise 
geraten sind, die nicht über ambulante Angebote zu lösen ist, aber auch keine vollstationäre Behand-
lung erfordert (was z. B. bei akuter Selbst- oder Fremdgefährdung der Fall wäre). Ein Tagesklinikau-
fenthalt kann auch als stabilisierende Behandlung nach einem vollstationären Aufenthalt dienen. Die 
individuelle Therapieplanung entscheidet darüber, welche Behandlungsformen angewendet und wel-
che thematische Schwerpunkte gesetzt werden. 
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Psychiatrische Institutsambulanz (PIA): bietet ambulante Behandlung durch ein multiprofessionelles 
Team und behandelt Patienten, die aufgrund ihrer psychischen Problematik in Praxen der niederge-
lassenen Ärzte nicht ausreichend versorgt werden können. Die PIA arbeitet nicht nur vernetzt mit der 
Klinik zusammen, sondern auch mit den regionalen Hilfsangeboten, um deren Angebote in die The-
rapieüberlegungen einzubeziehen. 
 
Rehabilitationseinrichtung für psychisch Kranke (RPK): richtet sich an Betroffene, die keiner akuten 
Krankenhausbehandlung mehr bedürfen, und die für die volle Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
intensive Hilfen benötigen, die v.a. die (Re)integration in das Berufsleben umfassen. Eine besondere 
Bedeutung hat die RPK für junge Menschen mit Psychose-Erkrankung. Ihnen hilft die Rehabilitation 
oft, im weiteren Leben mit Hilfe von ambulanten Versorgungsangeboten im Leben zu Recht zu kom-
men. 
 
Sozialpsychiatrischer Dienst (SpDi): berät chronisch psychisch kranke Menschen und deren Angehö-
rige. Neben Hausbesuchen, Vermittlung von alltagsentlastenden Hilfen, Einzel- Gruppen- und Famili-
engesprächen, der Betreuung nach stationärer Behandlung wird Hilfe im Umgang mit Ämtern und 
Behörden und Unterstützung bei der Freizeitgestaltung und darüber hinaus geboten. Außerdem fun-
giert der Sozialpsychiatrische Dienst als zentrale Drehscheibe für die Vernetzung in der Leistungser-
bringung. Der SpDi ist Leistungserbringer der Soziotherapie nach §37 a SGB V. 
 

Ambulanter Psychiatrischer Pflegedienst (APP): leistet qualifizierte Hilfe nach einem Krankenhaus-
aufenthalt, in Krisensituationen, als längerfristige Unterstützung bei häuslicher Pflege oder zur län-
gerfristigen Unterstützung im Rahmen der Pflegeversicherung. Die Hilfeleistung kann bis zu drei Mal 
täglich und an jedem Tag in der Woche erfolgen. In dringenden Fällen ist eine Rufbereitschaft rund 
um die Uhr erreichbar. 
 
Ambulante Ergotherapie: unterstützt und begleitet Menschen jeden Alters, die aufgrund von chroni-
schen Erkrankungen oder Behinderungen selbstverständliche Aktivitäten nicht mehr ausführen oder 
bewältigen können. Durch aktivierende und rehabilitative Maßnahmen, wie z.B. Kreatives Gestalten, 
Schreibwerkstatt, Atelier, PC- und Bürotraining und mehr, sollen Handlungsfähigkeit in Alltag und 
Beruf zurückerlangt und ein Weg zu mehr Selbständigkeit gefunden werden. 
 
Integrationsfachdienst (IFD): unterstützt Menschen mit Behinderung und Personen mit einer psychi-
schen Erkrankung bei der beruflichen Eingliederung und im Arbeitsleben. Arbeitssuchende behinder-
te Menschen werden auf den allgemeinen Arbeitsmarkt vermittelt. Er berät, begleitet und unter-
stützt behinderte Menschen und Arbeitgeber bei auftauchenden Problemen am Arbeitsplatz, bei 
Fragen der Förderung und Maßnahmen zum Erhalt des Arbeitsplatzes. 
 
Gemeindepsychiatrische Zentren (GpZ) Friedrichshafen und Überlingen: Die Gemeindepsychiatri-
schen Zentren treten innerhalb des GPV nicht nur als Träger in Erscheinung. Sie haben darüber hin-
aus die Funktion der räumlichen Zusammenfassung des gemeindepsychiatrischen Behandlungsange-
bots und dienen als konzeptionelle Leitlinie zur einrichtungsübergreifenden Steuerung im Gemein-
depsychiatrischen Verbund. 
Gemeindepsychiatrische Zentren als räumliches Angebot werden im Landkreis in beiden Sektoren als 
gGmbH unter Beteiligung des Landkreises und der Kommune vorgehalten. Die Funktion der GpZ be-
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steht in der Nutzung von Synergieeffekten zwischen der Werkstatt für Menschen mit Behinderung 
und einem niederschwelligen Tagesstättenangebot sowie in der Vernetzung aller im Sektor arbeiten-
den Dienste und Einrichtungen. 
 
Persönliches Budget ist ein monatlicher Geldbetrag, den Menschen mit einer chronischen psychi-
schen Erkrankung beantragen können, um sich die Unterstützung einzukaufen, die sie benötigen. 
Damit wird ihnen die Möglichkeit eröffnet, selbstbestimmt zu entscheiden, welche Hilfen sie in An-
spruch nehmen wollen. 
 
Ambulant Betreutes Wohnen (ABW): gemeindeintegriertes Unterstützungsangebot, das psychisch 
kranken Menschen ein Leben im eigenen Wohnraum ermöglicht. Das Ambulant Betreute Wohnen 
bietet seinen Klienten in Wohngemeinschaften oder betreutem Paar- und Einzelwohnen feste An-
sprechpartner, mit denen Hausbesuche, Gespräche und Kontakte außerhalb des Hauses möglich 
sind. Zudem wird angestrebt, mit dem Klienten soziale Kontakte aufzubauen und zu erhalten. 
 
Betreutes Wohnen in Familien (BWF), vermittelt und betreut psychisch kranke Erwachsene in Gast-
familien. Die Erfahrungen zeigen, dass ein familiäres Umfeld vielen Patienten die Möglichkeit bietet, 
alltagspraktische und soziale Fähigkeiten wiederzuerlangen. Das Leben in einer Gastfamilie kann 
kurzfristig oder auf längere Zeit angelegt sein. Die Gastfamilien erhalten für die geleistete Betreuung 
ein monatliches Entgelt. Außerdem werden sie durch ein Fachteam unterstützt und begleitet. 
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Die Entwicklung der gemeindepsychiatrischen Versorgung 2013 
 
Im Jahre 2013 wurden 1204 Klienten statistisch erfasst, die in den komplementären Einrichtungen 
und Diensten des GPV betreut wurden. Im Jahr zuvor waren es 1.117 Klienten. Schaubild 1 zeigt, dass 
die Zahl bei den Personen rückläufig war, die Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung er-
hielten, während die Zahl der Klienten, die Leistungen der Eingliederungshilfe oder Leistungen des 
Sozialpsychiatrischen Dienstes bezogen weiterhin kontinuierlich anstieg. 

Wie Schaubild 1 zeigt, erhielten etwas weniger als die Hälfte der komplementär betreuten Klienten 
im Jahr 2013 Leistungen der Eingliederungshilfe1. Gegenüber 2012 haben sich die Leistungen der 
Eingliederungshilfe (SGB XII) ebenso erhöht wie von 2011 auf 2012, während sich die nicht-ärztlichen 
Leistungen der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) nochmals deutlich reduziert haben. Durch 
den SPDI wurden 238 Klienten langfristig betreut (>5 Kontakte/Jahr), darüber hinaus erfolgten 193 
Kurzkontakte (<5 Kontakte/Jahr) und 50 indirekte Kontakte. 
 

 
Schaubild 1 

  

                                                             
1 Dieser Sachverhalt ist im Bodenseekreis jedoch sehr komplex. Das Fachpflegeheim im Wilhelm-Maybach-Stift ist eine 
binnendifferenzierte Einrichtung der Eingliederungshilfe; d.h. hier werden Leistungen der Pflegeversicherung zwischen den 
Kostenträgern verrechnet. Bei den Leistungen der Eingliederungshilfe im Bereich Wohnen wiederum sind psychisch kranke 
Klienten der Vianney-Gesellschaft subsummiert, die ausschließlich Leistungen der Pflegeversicherung erhalten. Die Leistun-
gen im Rahmen des persönlichen Budgets wurden der Eingliederungshilfe zugerechnet auch wenn sich möglicherweise die 
eine oder andere Maßnahme der beruflichen Rehabilitation darunter findet.   
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Der Vergleich mit dem Landkreis Ravensburg zeigt, dass die Entwicklung unterschiedlich verläuft. 
Während es im Landkreis Ravensburg zwischenzeitlich einen leichten Rückgang der Klienten gibt, die 
Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten bei gleichzeitig hohem Anteil von ambulanten Leistungen 
der GKV, ist im Bodenseekreis ein deutlicher Rückgang der GKV Leistungen und ein Schwerpunkt bei 
den Hilfen zur Arbeit. In dieser Hinsicht hat sich 2013 einiges verändert, was im Folgenden herauszu-
arbeiten sein wird. Gründe könnten neben einem verändertem Verhalten der Leistungsberechtigten 
auch in einer veränderten Vorgehensweise der Leistungsbewilligung liegen. Neben der Entwicklung 
im Bereich der komplementären Versorgung ist jedoch die Entwicklung in der klinischen Versorgung 
darzustellen. 

Klinisch vollstationär wurden 1479 Personen aus dem Bodenseekreis behandelt (davon 675 in der 
Klinik Friedrichshafen, 194 in der Alterspsychiatrie und 452 in der Suchtabteilung des ZfP Weissenau), 
also deutlich mehr als in den komplementären Einrichtungen. 

 

 
Schaubild 2 

 

Wie die Schaubilder 2 und 3 zeigen, ist der Unterschied zwischen komplementärer und klinischer 
Versorgung besonders ausgeprägt in den Diagnosegruppen Suchterkrankung, neurotische und affek-
tive Störungen. Dies liegt einerseits daran, dass erst 2013 spezielle komplementäre Angebote im 
Bodenseekreis durch die Anode gGmbH aufgebaut wurden, andererseits daran, dass Patienten mit 
neurotischen und affektiven Störungen nicht zur Schwerpunktklientel der GPV-Einrichtungen gehö-
ren. 
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Schaubild 3 

 
In der stationären klinischen Versorgung, die mit Ausnahme der Patienten mit Sucht und Demenz 
von der psychiatrischen Abteilung am städtischen Krankenhaus Friedrichshafen geleistet wird, zeigt 
sich 2013 ein leichter Rückgang der Patientenzahlen in allen Diagnosegruppen mit Ausnahme der Pa-
tienten mit neurotischen Störungen. Dies entspricht einem allgemeinen Trend nicht nur im Boden-
seekreis, sondern auch im Landkreis Ravensburg und den übrigen Kreisen des Bundeslandes. 
 
Trotz erkennbarem Rückgang bildet die Personengruppe der schizophrenen Psychosen den Schwer-
punkt der Versorgung in den komplementären Einrichtungen des GPV (Schaubild 2). 2013 wurden 
doppelt so viele Klienten komplementär betreut wie in der Klinik behandelt. Die Klienten mit schizo-
phrenen Psychosen haben in vielen Fällen einen komplexen Unterstützungsbedarf, d.h., sie kommen 
häufig mit der Bewältigung des Alltags nicht allein zurecht und haben auch kein soziales Netzwerk 
(Partner, Freunde, Nachbarn, Arbeitskollegen), durch das sie unterstützt werden. Bis zur Psychiatrie-
Enquete im Jahr 1975 lebten diese Personen vorwiegend in psychiatrischen „Anstalten“, was sich bis 
vor ca. 25 Jahren nur langsam veränderte. Erst in den letzten 25 Jahren veränderten sich die Lebens-
umstände dieser Kerngruppe der psychiatrischen Versorgung zugunsten einer (Re)Integration in das 
Gemeinwesen. Im Bodenseekreis ist die Integration von Klienten mit schizophrenen Psychosen gut 
gelungen; der größte Teil kommt ohne stationäre klinische Behandlung zurecht. 
 
Die andere Diagnosegruppe, die in der komplementären Versorgung häufiger zu finden ist als in der 
stationären klinischen Behandlung ist die Gruppe der Klienten mit (Borderline) Persönlichkeitsstö-
rungen (BPS). Wie Schaubild 4 zeigt, liegt dies vor allem daran, dass die Personen mit BPS häufiger als 
die Personen mit schizophrenen Psychosen die tagesklinische Behandlung nutzen. 
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Schaubild 4 

 

Schaubild 4 zeigt außerdem, dass Personen mit BPS zu einem hohen Prozentsatz die tagesklinische 
Behandlung der Arkade Pauline 13 gGmbH (AP13) nutzen. Patienten mit neurotischen Störungen 
nutzen das Angebot der AP13 ebenso häufig wie das Angebot des ZfP und wie die Klienten mit BPS 
als Alternative zur vollstationären Behandlung. Personen mit Suchterkrankung und affektiven Stö-
rungen nutzen hingegen die teilstationäre Behandlung des ZfP häufig zusätzlich zur vollstationären 
Behandlung. 
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Sozialpsychiatrische Grundversorgung 
 
Neben den nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) XII durch die örtlich zuständigen Leistungsträger finan-
zierten Leistungen gibt es den vom Land Baden-Württemberg und dem Landkreis pauschal finanzier-
ten Sozialpsychiatrischen Dienst (SpDi), den aus Mitteln der Ausgleichsabgabe finanzierten Integrati-
onsfachdienst (IFD) und Leistungen der GKV wie Soziotherapie, ambulante Ergotherapie und häusli-
che Krankenpflege. Darüber hinaus können die Klienten eine Kombination der genannten Leistungen 
wahrnehmen sowie ohne Aufnahmeantrag die pauschal finanzierten Tagesstätten in den GpZ Fried-
richshafen und Überlingen aufsuchen. Die Leistung der Soziotherapie, der häuslichen Pflege und der 
ambulanten Ergotherapie wurden im Bodenseekreis 2013 noch seltener in Verbindung mit dem Sozi-
alpsychiatrischen Dienst erbracht als 2012. Ambulante Soziotherapie in einem Fall, häusliche Pflege 
bei 5 Klienten (2,1 vs. 8,7%) und ambulante Ergotherapie bei 18 Klienten (7,6 vs. 13,5%). Der SpDi im 
Bodenseekreis befand sich 2013 /14 in einer Umbruchphase, der Bereich Soziotherapie wurde in 
diesem Zeitraum neu aufgestellt und wird sich ab 2014 wieder weiter entwickeln. 
 

Sozialpsychiatrischer Dienst 
 

Der Sozialpsychiatrische Dienst (SpDi) stellt im GPV die niederschwelligste Anlaufstelle dar. Bei Be-
darf wird der SpDi auch aufsuchend tätig. Der Sozialpsychiatrische Dienst ist in der Regel die Anlauf-
stelle für die weiter gehende gemeindepsychiatrische Versorgung. Er richtet sich an Menschen mit 
psychischen Auffälligkeiten sowie deren Angehörige, Freunde, Nachbarn oder Kollegen/Kolleginnen. 
Darüber hinaus ist der SpDi Ansprechpartner für andere Fachdienste und Arbeitgeber. Der SpDi bie-
tet die Klärung des Unterstützungsbedarfs und Koordination innerhalb des (sozial)psychiatrischen 
Hilfesystems. Chronisch psychisch kranken Menschen, die nicht mehr oder noch nicht zu einer selbst-
ständigen Lebensführung in der Lage sind, soll durch die Vermittlung spezifischer Hilfen die Teilhabe 
am Leben in der Gemeinschaft ermöglicht werden. Seine Tätigkeit umfasst 

 langfristige Kontakte mit verlässlicher, kontinuierlicher, aber zeitlich wenig intensiver Unter-
stützung 

 kurzfristige Kontakte mit Weitervermittlung an andere Dienste und Stellen, 
 indirekte Kontakte zur Beratung von Angehörigen, Arbeitskollegen, Behörden etc. 
 sowie zusätzlich erbrachten Leistungen der ambulanten Soziotherapie. 

 

Langfristig wurden 2013 vom SpDi 238 Klienten betreut; 121 im Bereich Friedrichshafen und östlicher 
Bodenseekreis und 102 im Bereich Überlingen mit westlichem Bodenseekreis und 15 in Bermatingen 
und Umgebung (südliches Deggenhausertal, Neufrach, Kluftern und Markdorf, Hepbach). Die durch-
schnittliche Betreuungsdauer hat sich gegenüber 2012 umgekehrt und war 2013 im Kreisteil Fried-
richshafen kürzer (296 Tage) als im Kreisteil Überlingen (311 Tage). Dementsprechend wurden im 
Bereich Friedrichshafen mehr Betreuungsverhältnisse beendet (26 vs.16). Hinsichtlich der Diagnose 
wurden schwerpunktmäßig folgende Klientengruppen betreut – wobei die Diagnose keine Aussage 
über den Unterstützungsbedarf der Klienten zulässt: 
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Schaubild 5 

 
Hinsichtlich der Diagnosen kündigt sich eine langfristige Trendwende an: der Anteil der Klienten mit 
schizophrenen Psychosen nähert sich der 40%‐Marke (40,9%), während der Anteil der Klienten mit 
affektiven Störungen sich der 30%‐Grenze nähert (28,1%). Der Anteil der Klienten mit affektiven Stö‐
rungen ist im SpDi mehr als doppelt so hoch als bei den betreuten Wohnformen (s. Schaubild 2), es 
besteht offensichtlich ein höheres Potential an sozialen Kompetenzen. Die Beratung durch den SpDi 
sichert dieser Gruppe den Verbleib im sozialen Umfeld und erhöht die Chancen, mit entsprechender 
Unterstützung  des  IFD  einen  Arbeitsplatz  auf  dem  allgemeinen  Arbeitsmarkt  zu  bekommen  oder 
beizubehalten. Die Integration auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ist wiederum ein wesentlicher Bei‐
trag zur Stabilisierung des psychischen Zustandes.  Insgesamt scheint ein nicht unbeträchtlicher Teil 
der Klienten mit  affektiven  Störungen  zwar  komplementäre Hilfen  im GPV  zu benötigen,  aufgrund 
der  sozialen  Integration  jedoch  nur  in  geringem Ausmaß  auf  Sozialhilfe  finanzierte  Leistungen  der 
Eingliederungshilfe angewiesen zu sein. Im SpDi Überlingen ist der Anteil der Klienten mit affektiver 
Störung höher, während im SpDi Friedrichshafen ein größerer Anteil mit BPS betreut wird. 
 
Eine langfristige Betreuung durch den SpDi ist  in vielen Fällen nur möglich mit Hilfe von Leistungen 
der ambulanten ärztlichen Behandlung. 
 
Wie Schaubild 6 zeigt, wird ein beträchtlicher Teil der durch den SpDi betreuten Klienten fachärztlich 
behandelt. Verglichen mit anderen Regionen ist der Anteil der fachärztlich behandelten Klienten des 
SpDi sehr hoch. Gegenüber dem Vorjahr ist der Anteil der Klienten, die von niedergelassenen Fach‐
ärzten  behandelt wird, wieder  gestiegen.  Das  Verhältnis  zwischen  niedergelassenem  Facharzt  und 
PIA ist ausgeglichen. 
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Schaubild 6 

 

Berufliche Rehabilitation 
 
Die berufliche Integration auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ist für chronisch psychisch kranke Men-
schen nach wie vor ein großes Problem. Obwohl die regionalen Arbeitsmarktdaten herausragend 
sind, ist die Realität in unserem gemeindepsychiatrisch gut versorgten Landkreis ernüchternd wie 
Schaubild 7 darstellt. 

 
Schaubild 7 
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11% der 238 Klienten des SpDi sind erwerbstätig oder in einer regulären Ausbildung. In beruflich-
sozialer Rehabilitation, in der Regel der Berufsbildungsbereich der Werkstätten, befinden sich weni-
ger als 10% der Klienten. Alle anderen Klienten sind im Arbeitsbereich der Werkstätten beschäftigt, 
befinden sich im Status der Alters- oder Erwerbsunfähigkeitsrente oder sind erwerbslos. 

 

Rehabilitationseinrichtung für psychisch Kranke (RPK) 
 

Die RPK stellt das Bindeglied zwischen klinischer Behandlung und beruflicher Eingliederung dar. Die 
RPK Baienfurt nimmt traditionell nicht nur Klienten des Landkreises Ravensburg auf, sondern auch 
Klienten aus dem Bodenseekreis. 2013 waren 23% der 23 Klienten aus dem Bodenseekreis. 

17 Aufnahmen standen 14 Beendigungen gegenüber. 36% der Klienten wurden in ABW vermittelt, 
21% in Arbeitsplätze und 14% in Ausbildungsplätze auf den allgemeinen Arbeitsmarkt, 29% in Ar-
beitsplätze der WfbM. 
 

 
 

Schaubild 8 
 
Hinsichtlich der Altersstruktur werden in der RPK Klienten betreut, die noch keine lange Krankheits-
geschichte hinter sich haben. 
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Schaubild 9 
 
Die Verteilung der Diagnosen im RPK Baienfurt zeigt ein klares Bild. Zwei Drittel der Klienten sind an 
einer schizophrenen Psychose erkrankt, nahezu drei Viertel sind männlich. Der Anteil der schizoph-
ren Erkrankten ging gegenüber dem Vorjahr um 10% zurück, dafür stieg der Anteil der Personen mit 
affektiven Störungen. Der Anteil der Klienten mit der Diagnose einer Borderline Persönlichkeitsstö-
rung ging gegenüber dem Vorjahr nochmals zurück und ist 2013 marginal. Diese Diagnosegruppe 
scheint bei bestehendem Unterstützungsbedarf nicht in den Genuss einer Rehabilitationsmaßnahme 
im RPK zu kommen, sondern erhält bereits bei Eintritt in das System der komplementären Hilfen im 
GPV Sozialhilfe finanzierte Leistungen der Eingliederungshilfe. Warum sie nicht den Zugang zur RPK 
finden, darüber kann nur spekuliert werden. Personen mit BPS haben krankheitsbedingt Probleme 
mit stationären Angeboten. Durch eine Verstärkung ambulanter Rehabilitationsmöglichkeiten könnte 
dieser Patientengruppe der Zugang zu beruflichen Eingliederungsmaßnahmen erleichtert werden. 
Mithilfe des Zugangs zu Leistungen der Soziotherapie und der ambulanten psychiatrischen Kranken-
pflege sowie Fördermaßnahmen der beruflichen Integration könnten sogar Möglichkeiten ohne den 
Einsatz der Sozialhilfe geschaffen werden. Die Hilfeplankonferenz bietet hier unter verstärkter Einbe-
ziehung der Krankenkassen eine Möglichkeit der Steuerung. 
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Übergänge auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
 

Die zentrale Stellung bei der Unter-
stützung der Integration auf den er-
sten Arbeitsmarkt nimmt der Integra-
tionsfachdienst (IFD) ein. Er leistet 
seit Jahren professionelle Arbeit bei 
der Umsetzung des Rechts auf Teil-
habe am Arbeitsleben für Menschen 
mit Behinderung und ist für alle Be-
hinderungsformen zuständig. 
 
Wichtig für den Übergang auf den 1. 
Arbeitsmarkt ist das ambulante An-
gebot der unterstützten Beschäfti-
gung nach § 38a SGB IX, das von der 

Arkade-Pauline13 gGmbH in Kooperation mit den Weissenauer Werkstätten angeboten wird. Neben 
der unterstützten Beschäftigung gibt es auch die Möglichkeit der „berufliche Rehabilitation für psy-
chisch kranke Menschen“ BeRePK, ein gezieltes Training zum (Wieder)einstieg in das Berufsleben. 
BeRePK wird zukünftig von der Maßnahme Integration von Rehabilitanden in den Arbeitsmarkt (In-
RAM) abgelöst. 
 
Bis 2012 gab es die Arbeitsgelegenheiten nach SGB II, 2013 ist es nicht gelungen, einen entsprechen-
den Ersatz zu finden. Mangels geeigneter Angebote der Arbeitsverwaltung wurde zur Erprobung der 
Arbeitsfähigkeit auf die Verordnung der ambulanten Ergotherapie zurückgegriffen. Schaubild 10 zeigt 
die Entwicklung in den letzten 5 Jahren. 
 

 
 

Schaubild 10 
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Schaubild 10 zeigt parallel zum Wegfall der Arbeitsgelegenheiten auch einen Rückgang bei dem In-
tegrationsfachdienst und der ambulanten Ergotherapie. 
 
Die derzeit günstige regionale Lage auf dem Arbeitsmarkt scheint sich bei Menschen mit psychischer 
Erkrankung und / oder seelischer Behinderung nicht direkt auf bessere Beschäftigungschancen aus-
zuwirken - das ist ein alarmierendes Zeichen. Offensichtlich sind die momentanen Instrumente der 
Arbeitsmarktsteuerung für diese Personengruppe nicht ausreichend. Es fehlt sowohl an neuen Kon-
zepten und als auch an Leuchtturmprojekten, neue und vielleicht personenzentrierte Ansätze in der 
Beschäftigung zu erproben. 
 
Im Hinblick auf die Klientengruppen, die die Regelleistungen des IFD (siehe ausführlichen Jahresbe-
richt der Arkade-Pauline13 gGmbH) in Anspruch genommen haben, zeigt sich hinsichtlich der Diag-
nosen ein vollkommen anderes Muster als bei den anderen Einrichtungen und Diensten des GPV 
(Schaubilder 11/12). 
 

 
 

Schaubild 11 
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Schaubild 12 

 
Während in den Angeboten der Eingliederungshilfe im GPV die Diagnosegruppe der schizophrenen 
Psychosen im Vordergrund steht, werden von den Hilfen zur beruflichen Integration vornehmlich 
Klienten mit affektiven Störungen betreut. Diese Entwicklung war bereits in den vergangenen Jahren 
im IFD zu beobachten und fällt im IFD Friedrichshafen besonders deutlich ins Gewicht. Auch bei den 
Arbeitsgelegenheiten nach SGB II ist der Anteil der Klienten mit affektiver Störung bedeutend, hier 
allerdings v.a. im Kreisteil Friedrichshafen. Letztere tauchten in den Angeboten des SpDi und des 
Betreuten Wohnens bisher kaum auf und werden selten in der psychiatrischen Klinik behandelt. Sie 
werden bisher vornehmlich in Einrichtungen für Menschen mit geistiger und körperlicher Behinde-
rung betreut. 
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Hilfeplankonferenz – Fallsteuerung des GPV 
 
Die zentrale Form der Fallsteuerung und Nutzerbeteiligung im GPV findet in den Hilfeplankonferen-
zen (HPK) statt. Die monatlich in Friedrichshafen stattfindende HPK berät über Hilfeplanungen, die 
von der koordinierenden Bezugsperson mit dem Klienten erstellt wurden. Ziel ist die passgenaue 
Bestimmung des Unterstützungsangebots, das sich aus dem individuellen Hilfebedarf des Klienten 
ergibt. Der Schwerpunkt der Hilfeplankonferenz liegt in der Diskussion von Leistungen der Eingliede-
rungshilfe, v.a. im Bereich der verschiedenen Formen des Betreuten Wohnens sowie Empfehlungen 
für stationäre Fachpflege und Maßnahmen der Teilhabe am Arbeitsleben. Leistungen der Kranken-
behandlung werden in der HPK nicht diskutiert. Schaubild 13 zeigt die Entwicklung der HPK in den 
letzten 3 Jahren. 
 

 
 

Schaubild 13 

 
Die Zahl der Neuvorstellungen in der HPK ist in den letzten vier Jahren rückläufig, bei der Überprü-
fung des Hilfebedarfs war offensichtlich das Jahr 2012 ein Ausreißer. Bei den Neuvorstellungen do-
minierte die Empfehlung für ambulant betreute Wohnformen wie Ambulant Betreutes Wohnen (25) 
und Persönliches Budget (12). Stationär Betreutes Wohnen der Eingliederungshilfe wurde lediglich in 
6 Fällen bei Neuvorstellungen empfohlen (davon 3 für das Fachpflegeheim Maybachstift) während 5 
Empfehlungen für das Fachpflegeheim des ZfP in Weissenau ausgesprochen wurden. Bei Wiedervor-
stellungen aufgrund der Änderung des Hilfebedarfs waren die Empfehlungen für ambulant (16) und 
stationär (12) betreutes Wohnen ausgeglichener. Außerdem gab es 4 Empfehlungen für das be-
schützte Angebot der TWG in Weissenau. 
Im Bodenseekreis waren die stationären Plätze in der Regel belegt, oft war es schwierig zeitnah einen 
Wohnheimplatz anbieten zu können. Eine Auswahl des Heimplatzes war den Klienten nicht möglich. 
In Einzelfällen musste auf Angebote außerhalb des Landkreises oder außerhalb des SGB XII zurückge-
griffen werden.  
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Leistungen der Eingliederungshilfe 
 
Die Leistungen der Eingliederungshilfe werden für Hilfen zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben er-
bracht und umfassen für Menschen mit seelischer Behinderung im Bereich Wohnen das Ambulant 
Betreute Wohnen (ABW), das Betreute Wohnen in Familien (BWF) sowie das Stationäre Betreute 
Wohnen (SBW) und im Bereich der Beschäftigung die Zuverdienstarbeitsplätze, die tagesstrukturie-
renden Maßnahmen im Rahmen des stationär betreuten Wohnens und den Arbeitsbereich der 
Werkstatt für Menschen mit Behinderung. Die Leistungen können auch in Form eines Persönlichen 
Budgets erbracht werden, hierbei erhält der Klient eine Geldleistung entsprechend des Hilfebedarfs 
und kann Leistungen zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben „einkaufen“. Im Jahr 2013 wurden 
Leistungen des Persönlichen Budgets für 44 Personen mit seelischer Behinderung erbracht. Diese 
Leistungsform ist im Bodenseekreis bedeutsamer als im Kreis Ravensburg, obwohl die Zahlen erst-
mals rückläufig waren und das stationär betreute Wohnen wieder den Stand von 2011 erreicht hat2. 
Schaubild 14 zeigt die Entwicklung der Fallzahlen in der Eingliederungshilfe über 5 Jahre für die Jahre 
2008 bis 2013. 
 

 
 

Schaubild 14 

 
Schaubild 14 zeigt alle Personen der WfbM im Arbeitsbereich ebenso wie den Berufsbildungsbereich, 
letzterer ist nicht über die Eingliederungshilfe, sondern über die Bundesagentur für Arbeit oder auch 
durch die Rentenversicherungsträger (bzw. alle weiteren Leistungsträger) finanziert. Der Anteil der 
Mitarbeitenden im Berufsbildungsbereich liegt bei rund 23 %. Die Zahl der Klienten in den WfbM 
erhöhte sich bis 2012 kontinuierlich und zwar parallel zu der Zahl der Klienten im ABW. 2013 sind die 
Zahlen sowohl in der WfbM als auch im ABW rückläufig. Auch im Persönlichen Budget ging die Zahl 

                                                             
2 Die Leistungen im PB entsprechen weitgehend denen im ABW. In der Zahlenentwicklung könnten sie dem-
nach dieser Leistungsform zugeschlagen werden. 
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der Klienten erstmals seit 2008 zurück. Die Zahl der stationär betreuten Klienten hat sich erstmals 
seit 2010 wieder auf den Stand von 2011 erhöht. Die Plätze im Fachpflegeheim Maybachstift sind 
nicht berücksichtigt bei den Plätzen des stationär betreuten Wohnens. Die in den letzten Jahren er-
folgte Reduzierung des stationären Angebots konnte demnach nicht durch die Leistungen im Rahmen 
des ABW und des Persönlichen Budgets aufgefangen werden. Diese Problematik wurde im Berichts-
jahr mit dem Landkreis intensiv diskutiert. Ergebnis war, dass Angebote des betreuten Wohnens mit 
flexiblem Betreuungsschlüssel dringend erforderlich sind. Um Modelle zu erkunden veranstaltete der 
Landkreis zwei Informationshalbtage mit Verantwortlichen des Landschaftsverbands Rheinland (LVR) 
und dem LWV Hessen. Mit der konkreten Umsetzung konnte 2013 noch nicht begonnen werden. 

 

Entwicklung im Betreuten Wohnen 
 
Die Struktur des stationär betreuten Wohnens im GPV des Bodenseekreises entspricht zu einem Teil 
bereits den in Artikel 19 formulierten Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK). Mit 
dem Wohn-, Betreuungs- und Pflegegesetz (WTPG), das am 30. Mai 2014 rechtskräftig wurde, sind 
die Übergangsformen stationärer Leistungen zwischenzeitlich auch ordnungspolitisch abgesichert. 

Ein Wohnheim im Rahmen einer Komplexeinrichtung wie im Bereich der Hilfen für Menschen mit 
geistiger und körperlicher Behinderung existiert für Menschen mit seelischer Behinderung im Boden-
seekreis nicht. Die Wohnangebote sind in kleinen Einheiten in die Kommunen integriert. 

Wohnheime in Häusern, in denen ausschließlich Menschen mit seelischer Behinderung leben, de-
cken 47% des stationär betreuten Wohnens ab: 

 das Wohnheim der Pauline 13 e.V. in Bermatingen (27 Plätze) 

 die stationären Hausgemeinschaften des Vianney-Hospitals (10,5 Plätze) 

Für Inklusives stationär betreutes Wohnen für Menschen mit und ohne Behinderung unter einem 
Dach stehen derzeit insgesamt 53% der gesamten Plätze zur Verfügung. Dieses Angebot wird im 
Rahmen des WTPG unter der Bezeichnung Teilweise Selbstverantwortetes Ambulant Betreutes 
Wohnen angeboten: 

- 21 Plätze des ZfP in Friedrichshafen und Oberteuringen 

- 20 Plätze der BruderhausDiakonie in Friedrichshafen 
 
Unabhängig von der Frage der Betreuungsqualität entspricht dieses Angebot dem § 19 der UN-
Behindertenrechtskonvention nach dem „Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit ande-
ren die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie 
leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen zu leben“. 

Angestrebt wird von den Einrichtungsträgern des GPV allerdings ein weiterer Umbau von stationär zu 
ambulant betreutem Wohnen mit einer Erweiterung auf Klienten mit erhöhtem Unterstützungsbe-
darf. Nach WTPG, das jetzt im Gegensatz zum früheren Heimgesetz auch ambulante Wohnformen 
umfasst, sind das sogenannte Vollkommen selbstverantwortete ambulant betreute Wohnformen. 
Deren zentrales Merkmal ist, dass Wohnungsüberlassung und Unterstützungsleistung getrennt sind. 
Bisher können Klienten mit Hilfebedarf, der höher ist als im Ambulant Betreuten Wohnen, lediglich 
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im Rahmen des persönlichen Budgets Unterstützung in vollkommen selbstverantworteten betreuten 
Wohnformen erhalten. 
 
Wie Schaubild 14 zeigt, ist ein Ausbau der ambulanten Hilfen im Bereich Wohnen auf Grundlage des 
persönlichen Budgets in 2013 nicht gelungen. Betreutes Wohnen in Familien (BWF) hat das Potential, 
die Heimversorgung zu ersetzen, bleibt im Bodenseekreis aber zahlenmäßig unbedeutend, da die 
Vermietung von Zimmern im Rahmen des Fremdenverkehrs meist eine lukrativere Alternative dar-
stellt. Schaubild 15 zeigt, dass die Kerngruppe der Langzeitversorgung im GPV – die Klienten mit schi-
zophrenen Diagnosen - schwerpunktmäßig in den Angeboten des stationär betreuten Wohnens be-
treut wird. 
 

 
 

Schaubild 15 

 
Die Darstellung der Diagnosenverteilung beschränkt sich auf die beiden Hauptgruppen in den Einrich-
tungen des betreuten Wohnens, die Personen mit schizophrenen Psychosen und Borderline Persön-
lichkeitsstörungen. Die Gruppe der schizophren erkrankten Klienten erhielt 2013 mit einem Anteil 
von nahezu 75% Hilfen im stationär betreuten Wohnen. Demgegenüber erhielt die Diagnosegruppe 
der „neuen chronischen“ Klienten mit (Borderline) Persönlichkeitsstörung mit nahezu 30% doppelt so 
häufig Leistungen im ambulant betreuten Wohnen als im stationär betreuten Wohnen. Die Diagnose-
verteilung im Persönlichen Budget bewegt sich zwischen ambulant und stationär betreutem Woh-
nen. 
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Fachpflegeheim im Wilhelm Maybach-Stift 
 

Die Funktion der Fachpflegeheime im GPV besteht darin, betagt, immobil und pflegebedürftig ge-
wordenen chronisch psychisch kranken Menschen, die seit Jahren oder Jahrzehnten in den Einrich-
tungen und Diensten des GPV betreut werden, einen adäquaten Platz im Alter zu bieten. Demenz-
kranke Menschen werden in den Fachpflegeheimen des GPV nur aufgenommen, wenn herausfor-
dernde Verhaltensweisen wie massive Getriebenheit und Unruhe oder aggressives Verhalten gegen-
über Personen oder Sachen im Pflegeheim nicht gehandhabt werden können. 
 

Im Bodenseekreis existiert nur das Fachpflegeheim der BruderhausDiakonie im Wilhelm-Maybach-
Stift (WMS) in Friedrichshafen. Im Gegensatz zum Fachpflegeheim des ZfP ist das Fachpflegeheim der 
BruderhausDiakonie im WMS ein binnendifferenziertes Pflegeheim der Eingliederungshilfe, das Klien-
ten aufnehmen soll, die bereits in Angeboten der Eingliederungshilfe betreut werden. In der Regel 
sind diese Menschen älter als 65 wenn sie im GPV-Kontext zum ersten Mal betreut werden. 
 

 
 

Schaubild 16 

 
Der Vergleich zwischen den Fachpflegeheimen der BruderhausDiakonie und des ZfP zeigt, dass 2013 
der größte Teil der Klienten mit einer Demenz im Fachpflegeheim des ZfP betreut wurden (21,5% vs. 
4,5%). Demgegenüber wurden im Fachpflegeheim der BruderhausDiakonie wesentlich mehr Klienten 
mit einer schizophrenen Psychose betreut (72,7% vs. 62,0%). 
Dass bei der Gesamtheit der Klienten ein unterschiedlicher Bedarf der Grundpflege vorliegt, zeigt der 
Vergleich der Pflegestufen in Schaubild 17. 
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Schaubild 17 

 
Während der Anteil der Klienten in Pflegestufe 2 und 3 im Fachpflegeheim des ZfP in den letzten 3 
Jahren stabil bei 50% der KlientInnen lag, schwankte er im Fachpflegeheim der BruderhausDiakonie 
in den Vorjahren um 20% und ist 2013 auf einen Anteil von 14% gesunken. Über 85% der KlientInnen 
hat Pflegestufe 0 bzw. 1. Im System der Altenhilfe würden diese KlientInnen nicht in einem Heim, 
sondern allein oder mit Partner zu Hause leben. Sie sind offensichtlich nicht wegen der Pflegebedürf-
tigkeit, sondern wegen der hohen Betreuungsintensität im Fachpflegeheim Wilhelm Maybach Stift. 
Die Frage ist, ob die Rahmenbedingungen eines Fachpflegeheims erforderlich und adäquat sind für 
dieses Klientel. Weiter stellt sich die Frage: Ist das eine fachlich gewollte Notlösung, bis es andere 
Lösungen gibt? Oder gab es einzelfallbezogen jeweils ein gutes Argument für die Heimunter-
bringung trotz Pflegestufe 0 bzw. 1. 
 
Ein Heim mit Nachtwache und der Möglichkeit der Schließung ist in erster Linie für psychisch kranke 
Menschen mit herausfordernden Verhaltensweisen erforderlich. Neben selbstgefährdendem Verhal-
ten ist vor allem fremdgefährdendes Verhalten zu nennen. Hierzu gibt es einen Vergleich in der Ba-
sisdokumentation des GPV. Ein gewichtiger Anteil der Klienten des ZfP-Fachpflegeheims – v.a. de-
mente Klienten mit herausforderndem Verhalten – sowie der TWG kommen aus dem Bodenseekreis, 
so dass hier ein kreisübergreifender Vergleich erforderlich ist. 
 
Das nachfolgende Schaubild 18 zeigt, dass aggressive Verhaltensweisen im Fachpflegeheim Wilhelm-
Maybach-Stift deutlich weniger häufig vorkommen als in der TWG und dem Fachpflegeheim des ZfP. 
In der TWG ist die Häufung herausfordernder Verhaltensweisen die Indikation für die Aufnahme. Im 
Fachpflegeheim des ZfP ist davon auszugehen, dass Tätlichkeiten gegenüber Personen v.a. von ver-
wirrten, älteren psychisch kranken Menschen ausgehen. Es bleibt festzuhalten, dass im Fachpflege-
heim im WMS eine Fehlbelegung stattfindet. 
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Schaubild 18 
 

 

Pflegeheim und stationäre Hausgemeinschaften der Vianney-Gesellschaft 
 

Im Vianney-Hospital der Vianney-Gesellschaft, das aus einem Pflegeheim und drei stationären Haus-
gemeinschaften besteht, leben aufgrund der Entstehungsgeschichte pflege- und hilfebedürftige 
Menschen, die i.d.R. neben einem (altersbedingten) Pflegebedarf auch an einer chronischen psychi-
schen Erkrankung leiden. In den stationären Hausgemeinschaften wohnen jüngere und ältere Men-
schen im Rahmen der Hilfe zur Pflege zusammen, die aufgrund ihrer psychiatrischen und/oder de-
menziellen Erkrankung nicht mehr alleine in einer eigenen Wohnung leben können. Aufgrund der 
baulichen Gegebenheiten können sie dort nur mit einem Pflegebedarf in den Pflegestufen 0 und 1 
versorgt werden. Im Vordergrund steht hier also ein aus der psychiatrischen Erkrankung resultieren-
der Betreuungs- und Versorgungsbedarf. 

Das Vianney-Hospital ist kein Fachpflegeheim und erhält keinen Zusatzbetrag für psychosoziale Leis-
tungen. 

Aus den Hausgemeinschaften konnten in der Vergangenheit immer wieder Bewohner in das Ambu-
lant Betreute Wohnen für psychisch kranke Menschen in eine eigene Wohnung wechseln. Nicht zu-
letzt deshalb wird hier eine Schnittstelle zwischen Hilfe zur Pflege und Eingliederungshilfe deutlich, 
die auf dem Hintergrund, dass es im westlichen Bodenseekreis keine Plätze im Stationär Betreuten 
Wohnen bzw. für Inklusives stationär betreutes Wohnen gibt, einer Klärung bedarf. 

Seit 2011 werden im GpV und mit dem Landratsamt Gespräche zur Klärung der Rolle der Vianney-
Gesellschaft im gemeindepsychiatrischen Versorgungssystem im westlichen Bodenseekreis geführt. 
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Hinsichtlich der Frage, welche Strukturen im Bereich Wohnen für Menschen mit seelischer Behinde-
rung gebraucht werden, bei denen die Pflege nicht im Vordergrund steht, bleibt im GPV des Boden-
seekreises ein ungelöstes Problem. Ein wichtiger Indikator ist das Vorkommen herausfordernder 
Verhaltensweisen. Für Klienten mit schwerwiegend herausfordernden Verhaltensweisen ist die TWG 
das passgenaue Angebot, worauf u.a. die größere Häufung der Klienten aus dem Bodenseekreis ei-
nen Hinweis liefert. Unabdingbar davon besteht der Bedarf, die gemeindeintegrierten Angebote des 
betreuten Wohnens weiter zu differenzieren. Erfahrungen in anderen Landkreisen Baden-Württ-
embergs sowie in anderen Bundesländern weisen darauf hin, dass vor allem durch die Flexibilisierung 
des ambulant betreuten Wohnens eine Integration in die Gemeinde erfolgen kann. Offensichtlich 
wirkt hier insbesondere die erhöhte Selbstbestimmung in Verbindung mit qualifizierten Hilfen zur 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben integrationsfördernd. 
 

Klienten mit schwerwiegend herausforderndem Verhalten 
 

Zahlenmäßig ist die Gruppe der psychisch kranken Menschen gering, bei denen das herausfordernde 
Verhalten so schwerwiegend war, dass eine dauerhafte Selbst- und/oder Fremdgefährdung daraus 
resultierte. In den Planungen der Klinik und den Diskussionen der HPK nimmt diese kleine Gruppe 
jedoch eine große Bedeutung ein. Seit Mitte des Jahres 2012 wird für diese Klientengruppe eine The-
rapeutische Wohngruppe (TWG) mit 10 Plätzen auf der Grundlage einer Leistungsvereinbarung im 
Rahmen der Eingliederungshilfe im Klostergebäude der Weissenau betrieben. 
 
Das Angebot der Therapeutischen Wohngruppe richtet sich an erwachsene Personen mit einer we-
sentlichen seelischen Behinderung (im Sinne des § 53 SGB XII) und schwerwiegend herausfordern-
dem Verhalten, die Hilfeangebote in den GPV im Landkreis Ravensburg oder im Bodenseekreis erhal-
ten. Als „schwerwiegend herausforderndes Verhalten werden Verhaltensweisen von solcher Intensi-
tät, Häufigkeit oder Dauer bezeichnet, die die körperliche Unversehrtheit der eigenen oder anderer 
Personen ernsthaft gefährden oder die Teilhabe am Leben in der Gemeinde und die Nutzung ihrer 
Einrichtungen ernsthaft erschweren oder verhindern.“3 Die TWG bietet ihren Klienten zeitlich befris-
tet einen Lebensraum, in dem sie denselben Herausforderungen des Alltags begegnen wie in der 
Gemeinde, jedoch rund um die Uhr Unterstützungs- und Förderungsangebote nutzen können. 

 
2013 wurden 11 Klienten in der TWG betreut, fünf sind neu eingetreten und einer ist ausgetreten. 
Außer bei einem Klienten wurde bei allen eine schizophrene Psychose oder eine Persönlichkeitsstö-
rung diagnostiziert, bei einem Drittel mit zusätzlicher Suchtproblematik. Den Bodenseekreis haben 
46% der Klienten als Herkunftslandkreis, den Landkreis Ravensburg 36%, die restlichen beiden Klien-
ten kommen aus anderen Landkreisen Baden-Württembergs, wurden jedoch vor dem Eintritt in die 
TWG von Einrichtungen der GPV im Landkreis Ravensburg und im Bodenseekreis betreut. 

 
  

                                                             
3 Zitat aus der Leistungsvereinbarung 
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Erwerbstätigkeit und Tagesstrukturierende Maßnahmen 
 

Werkstatt für Menschen mit Behinderung (WfbM) 
 

Weniger als 10% der 961 Klienten, die im GPV Hilfen erhalten, sind auf dem allgemeinen Arbeits-
markt beschäftigt. Die WfbM ist die Erwerbstätigkeit, die für den größten Teil der Menschen mit 
chronisch psychischer Erkrankung als sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis in Betracht 
kommt. Insgesamt sind in den Werkstätten der GpZ Friedrichshafen und Überlingen sowie der 
Sprungbrett Werkstätten gGmbH in Bermatingen 262 Personen mit seelischer Behinderung beschäf-
tigt. 60 im Berufsbildungsbereich (BBB) und ca. drei Mal so viele, nämlich 202, im Arbeitsbereich 
(AB). Während die Zahl der Beschäftigten im AB gegenüber 2012 um 2 Beschäftigte höher lag, waren 
es im BBB 12 Beschäftigte weniger, also immerhin eine Reduzierung um 17%. 

Die Empfehlung zur Aufnahme in den Berufsbildungsbereich (BBB) erfolgt im Fachausschuss, in die-
sem sind die Agentur für Arbeit, die Eingliederungshilfe und die Werkstatt vertreten. Das Eingangs-
verfahren (EV), mit einer Dauer von in der Regel 3 Monaten, ist der Aufnahme in den BBB vorgeschal-
tet und dient der Erstellung eines Eingliederungsplans zur Erprobung der formellen Voraussetzungen 
zur Aufnahme in den BBB. Zuverdienst-Arbeitsplätze für Klienten, die ambulant betreut werden und 
tagesstrukturierende Maßnahmen für Klienten des stationär betreuten Wohnens, dienen der Vorbe-
reitung zur Aufnahme in die WfbM. Wie Schaubild 19 zeigt, sind etwa gleich viele Klienten in den 
„Vorstufen“ zum Arbeitsbereich der WfbM tätig wie in diesem selbst. 
 

 
 

Schaubild 19 
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Schaubild 20 

 
Von „Wohnheimen zur WfbM“, wie dies in den 1990er Jahren definiert wurde, ist im heutigen SBW 
nicht mehr viel übrig geblieben. Etwas mehr als ein Drittel der Klienten im Arbeitsbereich und nahezu 
die Hälfte der Klienten im Berufsbildungsbereich führen ein selbständiges Leben ohne Hilfen des SpDi 
oder der Formen des Betreuten Wohnens. Das betrifft besonders den Einstieg in die WfbM über den 
Berufsbildungsbereich. Ein verschwindend geringer Anteil der Klienten im Berufsbildungsbereich 
erhält Leistungen im Rahmen des stationär betreuten Wohnens oder des Persönlichen Budgets. Fünf 
Mal mehr Klienten (aber insgesamt nur 15%) dieser beiden Formen der Wohnbetreuung sind im Ar-
beitsbereich der WfbM beschäftigt (Schaubild 20). 
 
Ein erheblicher Unterschied zeigt sich zwischen den verschiedenen Standorten der Werkstätten 
(Schaubild 21). 
 
Während im Arbeitsbereich die Zahl der Beschäftigten gegenüber 2012 gleichgeblieben sind, ist die 
Anzahl in den Berufsbildungsbereichen gesunken, insbesondere im GPZ Überlingen, in dem die Be-
schäftigtenzahlen im BBB in den vorhergehenden Jahren stark angestiegen waren. Angesichts des 
Rückgangs der Klientenzahlen bei anderen Angeboten zur Integration auf den allgemeinen Arbeits-
markt (Schaubild 10, Seite 20), könnte von einer Änderung der Zugangschancen ausgegangen wer-
den. Für nicht oder weniger chronifizierte psychisch kranke Menschen scheint die Integration auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt im Bodenseekreis auch ohne psychosoziale Hilfen möglich. Die Plätze in 
den Werkstätten wären damit wieder leichter zugänglich für stärker chronifizierte Personengruppen. 
Eine weitere Deutungsmöglichkeit wäre: Die Werkstätten arbeiten bezüglich der Vorbereitung und 
Vermittlung Richtung allgemeiner Arbeitsmarkt noch erfolgreicher als in der Vergangenheit. Die 
Durchlässigkeit ist größer und entspricht damit der sozialpolitisch geforderten besseren Wirkungsori-
entierung. 
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Schaubild 21 

 
 

 
 

Schaubild 22 
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Schaubild 22 bestätigt die Annahme des erleichterten Zugangs für Menschen mit schizophrenen Psy-
chosen nicht. Nach wie vor wird der Zugang zur WfbM über den Berufsbildungsbereich von Klienten 
mit affektiven Störungen dominiert. Ihr Anteil im Berufsbildungsbereich ist drei Mal so hoch wie im 
Arbeitsbereich. Diese Entwicklung gilt es zu beobachten und ihre Wirkung für das Leistungsgesche-
hen zu bewerten – zumal Diagnosen keine Aussage über den tatsächlichen Unterstützungsbedarf 
zulassen und insofern Aussagen im Bereich der beruflich-sozialen Rehabilitation vage bleiben müs-
sen. 

Ob der Abschluss der Berufsbildung in der WfbM bei dieser Klientengruppe zu einer Aufnahme in den 
Arbeitsbereich der WfbM führt oder ob damit der Sprung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt eröffnet 
wird, bleibt eine spannende Frage. 

 

Der Anteil der Klienten mit schizophrenen Psychosen im Berufsbildungsbereich ist in gleichem Maße 
gestiegen wie der Anteil der Personen mit affektiven Störungen, nämlich von 32% auf 38%. Gleich-
wohl ist zu befürchten, dass die Klienten mit schizophrenen Psychosen die frei werdenden Plätze in 
der WfbM nicht besetzen können, wenn sich an der Vorbereitung auf eine Aufnahme in den Berufs-
bildungsbereich der WfbM nichts ändert. Aufgrund der besonderen Ausprägung der Behinderung ist 
die Hürde der Anwesenheit von anfangs mindestens 3 Stunden an 5 Tagen in der Woche im Berufs-
bildungsbereich der WfbM für Klienten mit schizophrenen Psychosen nicht überwindbar. Daher ist es 
dringend erforderlich, den Bereich der Tagesfördermaßnahmen nach Leistungstyp I.4.5b für seelisch 
behinderte Menschen in stationärer und ambulanter Betreuung auszubauen. 
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Angebote tagesgestaltender Hilfen 
 

Die Angebote tagesgestaltender Hilfen für psychisch kranke Menschen sind sehr differenziert und die 
Begriffsverwendung ist teilweise verwirrend. Tagesgestaltende Hilfen ist ein Oberbegriff zur Bünde-
lung von unterschiedlichen Angeboten, die sich vor allem in den sozialrechtlichen Grundlagen und 
den Zugangsregeln deutlich unterscheiden. Dazu gehören: 

 Tagesstätte: niedrigschwelligstes Angebot der Tagesgestaltung. Zutritt ohne Anmeldung oder 
Aufnahmeprozedur, auch anonym, stundenweise, völlig flexibel möglich. 

 Zuverdienst-Angebot: Niedrigschwelliges Arbeitsangebot für Personen, die nicht im stationär 
betreuten Wohnen sind und das gesetzliche Rentenalter noch nicht erreicht haben zur För-
derung der Aufnahme einer Erwerbsarbeit über den Anreiz des Zuverdienstes. Im Zuver-
dienst wird für einen Teil der Klienten die Voraussetzung geschaffen zur Aufnahme in die 
WfbM. Des Weiteren können sie auch längerfristig bis dauerhaft die Maßnahme zur Teilhabe 
am Arbeitsleben in Anspruch nehmen. Bei dem Zuverdienst handelt es sich um eine freiwilli-
ge Leistung der Eingliederungshilfe, die für einige Klienten sehr wichtig und sinnvoll ist. Mo-
mentan ist das Angebot im Bodenseekreis auf insgesamt 18 Plätze beschränkt. 

 Tagesstrukturierende Maßnahmen der Eingliederungshilfe: im Bodenseekreis in der Regel als 
Ergänzung zu stationär betreutem Wohnen gehandhabt. Zugangsvoraussetzung: individuelle 
Antragsstellung beim Sozialhilfeträger. 

o Leistungstyp I.4.5b: Tagesstrukturierung und Förderung für Menschen mit seelischer 
Behinderung zur Förderung der Aufnahme einer Erwerbsarbeit bzw. zum Übergang 
in die WfbM 

o Leistungstyp I.4.6: Tagesstrukturierendes Angebot für erwachsene Menschen mit 
Behinderungen, in der Regel Senioren zur sinnvollen Tagesstrukturierung nach der 
Erwerbstätigkeit 
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Pauschal finanzierte Tagesstätte 
 

In der Tagesstätte können Bedürfnisse nach Kontakt und Beratung befriedigt werden, es gibt ein ein-
faches Angebot an Getränken und Essen, ein offenes Angebot an Aktivitäten kreativer Art, sowie 
Unterstützung bei der Selbstversorgung. Die Tagesstätte hat eine wichtige Funktion als Treffpunkt 
und Aufenthaltsort. Die Tagesstätten sind an die GpZ Friedrichshafen und Überlingen angeschlossen. 

 

 
 

Schaubild 23 
 
Die Tagesstätte in Friedrichshafen wurde 2013 von 62 Personen aufgesucht, die Tagesstätte in Über-
lingen von 35 Personen, das sind jeweils etwas weniger als 2012. Das Nutzerverhalten ist sehr hete-
rogen. Ungefähr die Hälfte der Nutzer im GpZ Friedrichshafen besucht wochentags täglich die Tages-
stätte, 45% nutzen sie mehrere Stunden am Tag. Zusätzlich nutzen die Tagesstätte: Heimbewohner, 
Zuverdienstmitarbeiter, Ergotherapienutzer, Mitarbeiter der WfbM. Diese Personen werden nicht 
gezählt, obwohl z. B. ein Zuverdienstnutzer morgens im Zuverdienst ist und anschließend noch 1 
Stunde in der Tagesstätte. Er wird dann nur über den Zuverdienst gezählt, um Doppelungen zu ver-
meiden. 
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Die meisten Klienten nutzen die Tagesstätte als klassisches Café um Kontakte zu bekommen oder 
einfach in angenehmer Atmosphäre sich aufhalten zu können. Viele lesen Zeitung, Zeitschriften, nut-
zen die Tagesstätte zur Essensversorgung. Viele kommen mehrmals am Tag, manche nur an be-
stimmten Tagen. Die festen Angebote wie Kreativgruppe, Freizeitgruppe usw. werden ebenfalls von 
einigen gezielt wahrgenommen. Die allermeisten wollen aber in der Regel keine größeren Aktivitäten 
und schätzen die angenehme Atmosphäre und das „In-Ruhe-gelassen-werden“ in der Tagesstätte. 
Insgesamt ist das Muster der Tagesstättennutzung anders als in den über die Eingliederungshilfe 
finanzierten tagesstrukturierenden Maßnahmen. Klienten, die tagesstrukturierende Maßnahmen der 
Eingliederungshilfe in Anspruch nehmen, haben i.d.R. einen komplexen Hilfebedarf und es ist davon 
auszugehen, dass sie nicht in der Lage sind, ihren Tagesablauf selbstständig zu strukturieren, sondern 
professionelle Angebote zur Tagesstrukturierung benötigen. Im Bodenseekreis werden diese Leistun-
gen vorrangig bei Menschen mit stationärer oder teilstationärer Begleitung gewährt, Menschen, die 
ambulant betreut werden, bekommen i.d.R. keine Leistungen für tagesstrukturierende Hilfen bewil-
ligt. 
 

Zuverdienstangebote 
 

Das Zuverdienstangebot ist ein eigenständiges Angebot außerhalb des Werkstatt-Status, das in den 
Werkstätten genutzt werden kann. Im GpZ Friedrichshafen stehen 10 Plätze, im GpZ Überlingen 7 
Plätze und in der Sprungbrett-Werkstatt Bermatingen 1 Platz zur Verfügung. Das Angebot wird an 
fünf Tagen in der Woche vorgehalten. Es ist kein individueller Antrag beim Sozialhilfeträger erforder-
lich, wohl aber die Dokumentation und die zeitliche Erfassung der Teilnahme. 

Die Zuverdienstmaßnahme ist ein niederschwelliges Beschäftigungsangebot für psychisch kranke 
Menschen aus dem Bodenseekreis, die nicht, noch nicht oder noch nicht wieder in der Lage sind, 
eine Arbeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt oder in einer Werkstatt für Menschen mit Behinde-
rung aufzunehmen. Schwerpunktmäßig dient das Angebot der Entwicklung einer individuellen Tages-
strukturierung, dem Training von Leistungs- und Belastungsfähigkeit und der Abklärung einer berufli-
chen Perspektive. Statistisch erfasst wurden in der Anlage entsprechend unserer Vereinbarung aus-
schließlich Personen, die wesentlich behindert und entweder erwerbsunfähig sind oder Grundsiche-
rungsleistungen beziehen. 
Einsatzbereiche für die beschäftigten Klienten finden sich in folgenden Bereichen: Hauswirtschaft/ 
Gastronomie/Wäscherei, Bürodienstleistungen mit Onlinehandel, handwerkliche Dienstleistungen 
mit Gartenpflege und in der industriellen Fertigung, Verpackung und Metallbearbeitung. Insgesamt 
halten die Anbieter ein breites und sehr differenziertes Angebot an Beschäftigungsmöglichkeiten vor. 
Die unterschiedliche Nutzung spiegelt das Angebotsspektrum der Träger wider. Während sich im GpZ 
Überlingen ein stärkerer Dienstleistungsschwerpunkt herausgebildet hat, ist es in der Sprungbrett-
Werkstatt der industrielle Bereich, der auch im GpZ Friedrichshafen den Schwerpunkt darstellt, er-
gänzt durch eine starke Gruppe in der Küche und im Café. 

Insgesamt haben im Berichtsjahr 59 Personen die Zuverdienstmaßnahme im Bodenseekreis wahrge-
nommen. Die meisten Teilnehmer gab es im GpZ Friedrichshafen mit 38, gefolgt vom GpZ Überlingen 
mit 13 und der Sprungbrett-Werkstatt Bermatingen mit 8 Teilnehmern. Die tatsächlich gearbeiteten 
Stunden spiegeln dieses Verhältnis wider. Die Teilnehmerzahlen sind gegenüber dem Vorjahr fast 
identisch, lediglich die Sprungbrett-Werkstätte hat eine deutliche Steigerung zu verzeichnen. Von 
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den 59 Teilnehmern in 2013 waren mit 34 Personen ca. 60 Prozent neue Teilnehmer. Dies zeigt sich 
im GpZ Friedrichshafen am deutlichsten, die Tendenz zeigt sich auch bei den beiden anderen Trä-
gern. 

19 Teilnehmer haben die Maßnahme im Berichtsjahr beendet. Die Verweildauer war dabei nur bei 
drei Personen länger als ein halbes Jahr. Gleichzeitig gibt es einen starken Stamm von 22 Personen, 
die den Zuverdienst schon länger als ein Jahr besuchen. Von den 19 abgegangenen Teilnehmern 
konnte keiner in Richtung allgemeiner Arbeitsmarkt oder Ausbildung vermittelt werden. Neun Perso-
nen wurden in den Berufsbildungsbereich der WfbM aufgenommen. Die anderen 10 Personen been-
deten die Maßnahme in der Regel durch eigene Kündigung. 

Die Zuverdienstmaßnahme hat sich bewährt und ist fester Angebotsbestandteil der einzelnen Träger. 
Wie auch schon die letzten Jahre erkennbar, gibt es einen klaren Trend zu zwei unterschiedlichen 
Nutzergruppen. Für die Einen ist der Zuverdienst zum tagesstrukturierenden, regelmäßigen Bestand-
teil des Alltags geworden. Die Anderen nutzen ihn zur Arbeits- und Belastungserprobung, zur Neuori-
entierung und zur Überbrückung schwieriger Lebensphasen. Nach ca. einem halben Jahr entscheidet 
sich in der Regel der weitere Fortgang: Dauerhafte Nutzung, andere Maßnahme oder Abbruch. 

Die weiterhin größere Gruppe der Menschen, die einen Bedarf für ein beschäftigungsorientiertes 
Angebot haben, derzeit aber nicht unter die bestehende Zuverdienstvereinbarung fallen, stellen die 
beiden GpZs vor immer größere Herausforderungen. Dabei handelt es sich zum einen um Altersrent-
ner, die nicht stationär wohnen und einen erhöhten Bedarf an tagesstrukturierenden Angeboten (mit 
Beschäftigungscharakter) haben, der nicht durch die Tagesstätte gedeckt werden kann. Für diese 
Gruppe ist es möglich, tagesstrukturierende Maßnahmen der Eingliederungshilfe im GpZ zu gewäh-
ren. Ein entsprechendes Konzept wird in naher Zukunft an die Landkreisverwaltung herangetragen. 

Des Weiteren geht es um 
Personen, bei denen aus 
den unterschiedlichsten 
Gründen eine Erwerbs-
unfähigkeit nicht amtlich 
festgestellt wurde, die 
aber zumindest für eine 
Übergangszeit einen Be-
darf für ein arbeitsorien-
tiertes Angebot haben. 
Schließlich gibt es immer 
noch viele Bezieher von 
Arbeitslosengeld II, die 
auf eine weiterführende 
Maßnahme warten und 

für eine gewisse Überbrückungszeit dringend ein arbeitsorientiertes Angebot bräuchten, um die Mo-
tivation nicht zu verlieren. Für diesen Personenkreis werden Lösungsmöglichkeiten mit den zuständi-
gen Leistungsträgern im Bodenseekreis gesucht und hoffentlich zum Wohle der betroffenen Men-
schen in absehbarer Zeit auch gefunden.  
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Tagesstrukturierende Maßnahmen der Eingliederungshilfe 
 

Ein Viertel bis ein Drittel der Bewohner des stationär betreuten Wohnens ist im Berufsbildungsbe-
reich oder im Arbeitsbereich der WfbM beschäftigt. Ausnahme ist das Wohnheim in Bermatingen, 
dort gehen etwas mehr als die Hälfte in die WfbM. Für die meisten Klienten des stationär betreuten 
Wohnens in Friedrichshafen ist eine tagesstrukturierende Maßnahme nach Leistungstyp I.4.5b oder 
I.4.6 die adäquate Leistung zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben während der Zeit zwischen 8:00 
und 16:00 Uhr. Im Wohnheim in Bermatingen werden diese Formen der Tagesstruktur angeboten. 

Tagesstrukturierende Maßnahmen werden im GpZ Friedrichshafen von einem 2012 gebildeten ge-
meinsamen Team der Träger GpZ, BruderhausDiakonie und ZfP erbracht, das ein breites Spektrum an 
Angeboten entwickelt und dadurch die Attraktivität für die Klienten erhöht hat. Schaubild 24 zeigt, 
dass sich die Nutzung der Maßnahmen gegenüber 2012 stabilisiert hat und die Maßnahmen 2013 
nahezu gleichmäßig über das ganze Jahr aufgesucht wurden. 

 
 

Schaubild 24 

 
Der Übergang in die WfbM gelang im vergangenen Jahr nur in einem Fall. Um diesen Übergang er-
folgreich zu gestalten, müssten die tagesstrukturierenden Maßnahmen stärker in Richtung Tagesför-
derstätte (LT I.4.5b) ausgebaut werden. Bei diesem Leistungstyp ist eine personalintensivere Betreu-
ung gewährleistet, die v.a. für jüngere, emotional instabile KlientInnen des stationär betreuten Woh-
nens erforderlich ist. 
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Spezielle Versorgung: Suchterkrankung 
 

Die Angebote der Suchthilfe finden sich zum Teil im Gemeindepsychiatrischen Verbund (Leistungen 
der Eingliederungshilfe), zum Teil im Suchthilfenetzwerk (Beratungsstellen, niederschwellige mobile 
Hilfen). Als klassische Träger der Suchthilfe ist die Psychosoziale Beratungsstelle (PSB) der Diakonie 
im GPV vertreten, außerdem die Anode mit dem Streetworker. 

Ambulant und stationär betreutes Wohnen für Menschen mit Suchterkrankung wurde in der Vergan-
genheit von den entsprechenden Trägern im GPV übernommen, seit 2012 bietet die Anode gGmbH 
hier Leistungen des stationär betreuten Wohnens, die aber erst ab 2013 belegt werden. Das Hilfesys-
tem hat sich in den letzten Jahren so entwickelt, dass eine enge Zusammenarbeit zwischen den bei-
den Netzwerken unabdingbar geworden ist. Nachdem zunehmend substituierte Personen mit Dro-
genabhängigkeit Leistungen der Eingliederungshilfe in Anspruch nehmen müssen, ist eine Koordina-
tion der Medizinischen Leistungen (substituierende Ärzte), der psychosozialen Leistungen (PSB) und 
der Hilfen zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben (ABW, SBW) erforderlich. 

Bei nicht substituierten Drogenabhängigen ist der Zugang zum System der Eingliederungshilfe im 
Bodenseekreis bisher nicht geregelt. Die Diskussionen in der Trägergemeinschaft des Suchthilfenetz-
werks zeigen, dass Übergänge vom Auffälligwerden in der Öffentlichkeit zu strukturierten Angeboten 
geschaffen werden müssen. In den Angeboten der Eingliederungshilfe ist das Angebot für Menschen 
mit Suchterkrankung im Bodenseekreis noch wenig entwickelt: 

Für Menschen, bei denen die psychische Erkrankung im Vordergrund steht, gibt es das Angebot des 
stationär betreuten Wohnens durch die Einrichtungsträger Pauline 13 e.V. in Bermatingen sowie 
BruderhausDiakonie und Geschäftsbereich Wohnen des ZfP in Friedrichshafen. ABW im Rahmen der 
Eingliederungshilfe wird von den gleichen Trägern angeboten. Für Klienten, bei denen die Suchter-
krankung im Vordergrund steht, gab es 2013 erstmals für 7 Personen das Angebot des stationär be-
treuten Wohnens der Anode gGmbH. Es handelte sich um 7 Männer, die sich alle im Status der Er-
werbslosigkeit befanden, d.h. ALG II bezogen haben. Sie wurden durch das JobCenter und die PIA 
betreut und waren in HBG 2 eingestuft. Fünf Klienten mussten nicht in stationäre Behandlung, keiner 
beendete die Betreuung 2013. 

Das Angebot des ABW für Personen, bei denen die Suchterkrankung im Vordergrund steht, wurde in 
der Vergangenheit von Pauline 13 e.V. in Kooperation mit der PSB der Diakonie angeboten. Durch 
das neue Angebot der Anode gGmbH erfährt der GPV hier eine Ergänzung. In der Leistungsvereinba-
rung der Anode ist die Inanspruchnahme suchttherapeutischer Hilfen durch die PSB festgeschrieben. 
Die ersten Klienten konnten allerdings erst 2014 übernommen werden. 

Die Kooperation mit den Hilfen zur Teilhabe am Arbeitsleben für Personen, bei denen die Suchter-
krankung im Vordergrund steht, steckt im Bodenseekreis ebenfalls noch in den Kinderschuhen. Dies 
zeigt sich an der geringen Nutzung dieser Angebote durch Klienten mit Suchterkrankung. Ein wesent-
liches Problem besteht darin, dass dieses Klientel formal noch dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht, 
auch wenn dies eine vollkommen unrealistische Perspektive darstellt. Zu klären ist hier, welches Leis-
tungssystem im Vordergrund steht, ob die Leistungssysteme konkurrieren oder ob sie ergänzend 
anwendbar sind. Der GPV hat damit eine weitere Schnittstelle in eine Nahtstelle zu verwandeln, was 
2014 in Angriff genommen wurde. 
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Krisenintervention und stationäre Behandlung 
 

Der Verbleib im gewohnten Umfeld – auch bei psychischen Krisen – ist das langfristige Ziel der Ge-
meindepsychiatrie. Dies gelingt u.a. durch die kontinuierliche Behandlung durch niedergelassene 
Nervenärzte, die psychiatrische Institutsambulanz, ambulante Psychotherapie sowie ärztlich verord-
nete Hilfeangeboten wie häusliche Krankenpflege und ambulante Ergotherapie. Gegenüber 2011 hat 
sich der Anteil der stationären Aufnahmen aus den verschiedenen Betreuungsformen verändert 
(Schaubild 25). 
 

 
 

Schaubild 25 

 

Die Entwicklung der stationären Krisenaufnahmen ist sehr erfreulich. Insgesamt ist der Anteil der 
Aufnahmen von Klienten der komplementären Einrichtungen in stationäre Behandlung von 2011 bis 
2013 gesunken. Nach wie vor ist der Anteil im ABW und im SBW am höchsten, aber eine Annäherung 
der Betreuungsformen ist unverkennbar. Ein zunehmend professioneller Umgang mit psychischen 
Krisen in diesen beiden Angeboten ist unverkennbar. 

 

32% 

36% 

26% 

36% 

27% 
24% 

30% 
33% 

36% 

44% 

16% 17% 

22% 

28% 

14% 

32% 

20% 

14% 

0%
5%

10%
15%
20%
25%
30%
35%
40%
45%
50%

SpDi ABW BWF SBW Pers.
Budget

FPH

An
te

il 
de

r 
K

lie
nt

In
ne

n 
 

Anteil der KlientInnen mit ein oder mehreren 
stationären Behandlungen 

2011 2012 2013



 
 

 42 

 
 

Schaubild 26 

 
Auch die Dauer der stationären Krisenintervention ist im ambulant und stationär betreuten Wohnen 
deutlich zurückgegangen. Da es sich um Durchschnittswerte für das ganze Jahr handelt, ist davon 
auszugehen, dass insbesondere die Anzahl längerer Aufenthalte rückläufig war. Zudem ist anzumer-
ken, dass die durchschnittliche Behandlungsdauer dieser Klienten deutlich unter der durchschnittli-
chen Liegedauer aller vollstationär behandelter Patienten liegt (23 Tage), was die Betreuungsqualität 
und -kompetenz der komplementären Einrichtungen unterstreicht. Im Kontrast hierzu ist anzuneh-
men, dass angesichts der geringen Zahl der Aufnahmen im Fachpflegeheim WMS wenige lange Klini-
kaufenthalte zu verzeichnen waren. 

Dies zeigt, dass die Koordination der unterschiedlichen Leistungen immer wichtiger wird. Der Ge-
meindepsychiatrische Verbund bietet eine gute Basis, ein vernetztes System der Krisenbehandlung 
zu organisieren und dabei Doppelstrukturen zwischen Eingliederungshilfe (SGB XII), medizinischer 
bzw. beruflicher Rehabilitation (SGB IX) und Behandlung (SGB V) zu vermeiden. Für die Koordination 
ist der Sozialpsychiatrische Dienst prädestiniert, dessen zentrale Rolle in Baden-Württemberg ab  
2015 im neuen Psychisch Kranken-Hilfegesetz verankert wird. 
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Versorgung im Alter 
 

Die Versorgung betagter, pflegebedürftiger psychisch kranker Menschen beschäftigt die Behinder-
tenhilfe und andere GPV-Regionen zunehmend. Die größte Gruppe unter den alten Menschen mit 
psychischer Erkrankung sind die Menschen mit einer Demenzerkrankung. Im Gegensatz zu den ande-
ren Diagnosegruppen im GPV, treten Demenzerkrankungen erst im Alter auf. Die Klienten haben 
daher in der Regel eine „Normalbiografie“ hinter sich und haben Angehörige, die sich verpflichtet 
fühlen. Daher erhalten sie Hilfen im GPV v.a. in der Klinik oder von der gerontopsychiatrischen PIA. 
Schaubild 2 und 3 zeigt, dass 2012 viermal so viele Personen mit Demenz Hilfen in der Klinik erhielten 
wie im GPV; 2011 war die Diskrepanz noch etwas geringer. 2013 näherte sich das Verhältnis wieder 
etwas an, insbesondere weil die Zahl der dementiell Erkrankte, die Hilfen in der Klinik suchten, rück-
läufig war. Zwischenzeitlich erhält ein Teil der dementen Personen pflegerische Leistungen der psy-
chiatrischen Institutsambulanz (PIA), zum Teil auch im Rahmen der Integrierten Versorgung. Häusli-
che Pflege durch den ambulanten psychiatrischen Pflegedienst wird bei Personen mit Demenz nur in 
sehr geringem Umfang (N=2) erbracht. 

Wenn Angehörige die Pflege und Betreuung nicht zu Hause leisten können, erfolgt in der Regel die 
Aufnahme in einem Pflegeheim. Daher wird der größte Teil der Gruppe der demenzkranken Men-
schen zwischenzeitlich kompetent in den Pflegeheimen versorgt. Durch verschiedene Qualitätsoffen-
siven und Schulungsmaßnahmen ist es gelungen, die Mitarbeiter mit der Andersartigkeit dieser Be-
wohnergruppe vertraut zu machen. Die Aufnahme in einem psychiatrischen Fachpflegeheim, bzw. in 
seltenen Fällen als Alternative die Aufnahme in eine Gastfamilie, ist nach der GPV-Vereinbarung nur 
dann erforderlich, wenn extreme Verhaltensstörungen vorliegen, die im Rahmen eines Pflegeheims 
nicht tragbar sind (s. Kapitel Fachpflegeheime). 

 

Angebote und Herausforderungen der Eingliederungshilfe 
 

Menschen mit seelischer Behinderung, die oft viele Jahre und Jahrzehnte Leistungen des psychiatri-
schen Systems erhielten, werden auch betagt und benötigen andere Angebote als im Erwerbsalter 
und zunehmend auch Leistungen der Grundpflege. Ein beträchtlicher Teil dieser Klientengruppe er-
hält Hilfen in den Angeboten des ambulant und stationär betreuten Wohnens, ebenso wie im Betreu-
ten Wohnen in Familien. Tagesstrukturierende Hilfen erhalten die älteren Klienten im stationär be-
treuten Wohnen über die tagesstrukturierenden Maßnahmen nach LT I.4.6. Im BWF ist die Tages-
strukturierung Teil der Integration in die Gastfamilie. Schwierig wird es im Hinblick auf Tagesstruktu-
rierung im ABW. Klienten, die Leistungen im ABW erhalten, bekommen im Bodenseekreis bisher 
keine Leistungen nach dem LT I.4.6. oder anderen vergleichbaren Angeboten. Unterstützung bei der 
Tagesstrukturierung sollen Klienten im ABW v.a. von Bürgerhelfern erhalten. Reine ehrenamtliche 
Tätigkeit birgt in diesem Feld mehrere Fallstricke: Unterstützung für chronisch psychisch kranke 
Menschen erfordert ein hohes Maß an Verlässlichkeit, emotionaler Stabilität und Verantwortlichkeit, 
ehrenamtliche Tätigkeiten oder bürgerschaftliches Engagement kommen hier schnell an die jeweili-
gen Grenzen. Die Unterstützung und Begleitung durch Fachkräfte und professionelle Mentoren ist 
zumindest im Aufbau der bürgerschaftlichen Strukturen zwingend erforderlich. Aus der Erfahrung 
sind Bürgerhelfer für chronisch psychisch kranke Menschen ausschließlich ehrenamtlich nicht zu 
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motivieren, es müssen finanzielle oder andere Anreize geschaffen werden, um hier die Motivation zu 
schaffen für bürgerschaftliches Engagement. Dies wird von den Trägern des betreuten Wohnens im 
Bodenseekreis bereits praktiziert und wurde z.B. im Bürgerhelfer-Projekt des ZfP in Wangen modell-
haft erprobt. 

Die Grundpflege kann in Pflegestufe 1 und zum Teil auch in Pflegestufe 2 im stationär betreuten 
Wohnen durch die dort tätigen Pflegefachkräfte erfolgen, im BWF durch die Gastfamilie, die das 
Pflegegeld nach § 37 SGB XI erhält und im ABW durch einen ambulanten Pflegedienst, der Pflegesa-
chleistungen nach § 36 SGB XI abrechnen kann. Nach der Bado-Auswertung sind im SBW und im ABW 
des ZfP ungefähr 20% der Klienten in eine Pflegestufe eingestuft. Erst bei höherer Pflegebedürftigkeit 
kann die Aufnahme im Fachpflegeheim erforderlich werden, sofern die pflegerischen Leistungen in 
die bisherige Wohn- und Lebensform nicht zu integrieren sind und sofern der Klient dies wünscht. 

 

Fachpflegeheime 
 

Der größere Teil der Bewohner in den Fachpflegeheimen besteht aus betagten, immobil und pflege-
bedürftig gewordenen chronisch psychisch kranken Menschen, die seit Jahren oder Jahrzehnten in 
den Einrichtungen und Diensten des GPV betreut werden. Demenzkranke Menschen werden in den 
Fachpflegeheimen des GPV nur aufgenommen, wenn Verhaltensstörungen wie massive Getrieben-
heit und Unruhe oder aggressives Verhalten gegenüber Personen oder Sachen im Pflegeheim nicht 
gehandhabt werden können. Durch die geringe personelle Besetzung der Pflegeheime und die Kon-
zentration auf Pflegeverrichtungen kann der Schutz der Bewohner oft nicht sichergestellt werden. 
Den Fachpflegeheimen, die neben den Pflegeversicherungsleistungen einen zusätzlichen Entgeltbe-
standteil für tagesstrukturierende, psychosoziale Maßnahmen erhalten, gelingt es in der Regel, die 
Bewohner trotz ihrer Verhaltensauffälligkeiten in die Wohngruppe zu integrieren. Die Vermittlung 
wird häufig durch die gerontopsychiatrische Abteilung des ZfP und deren Psychiatrische Institutsam-
bulanz übernommen. 

Die Versorgung der Klienten wird von dem Fachpflegeheim der BruderhausDiakonie im Wilhelm-
Maybach-Stift in Friedrichshafen und vom Fachpflegeheim des ZfP in Weissenau geleistet. Das Pfle-
geheim der Vianney-Gesellschaft erhält keinen Zusatzbetrag für psychosoziale Leistungen und ist 
daher kein Fachpflegeheim. 
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Schaubild 27 

 

20 Klienten des ZfP-Fachpflegeheims kommen aus dem Bodenseekreis. Der Vergleich zwischen den 
Fachpflegeheimen der BruderhausDiakonie und des ZfP zeigt, dass 2013 der größte Teil der Klienten 
mit einer Demenz im Fachpflegeheim des ZfP betreut wurden (21,5 % vs. 4,5 %). Dieser Unterschied 
wurde bereits im Kapitel über Betreutes Wohnen analysiert. Da das Fachpflegeheim Weissenau stän-
dig voll belegt ist, wäre die logische Konsequenz, das Fachpflegeheim im Wilhelm Maybachstift von 
den Klienten zu entlasten, bei denen die Pflegebedürftigkeit nicht im Vordergrund steht und es fach-
gerecht für Klienten aus dem Bodenseekreis zu nutzen, die sehr immobil und pflegebedürftig sind. 
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Beteiligungskultur und Beschwerdemanagement 
 

Die Verbesserung der Versorgungs- und Behandlungsqualität unter Beibehaltung des gegliederten 
Sozialleistungssystems hat einen gravierenden Nachteil: Das System der Hilfen wird immer unüber-
sichtlicher und weder die Verfügbarkeit von Hilfen, noch deren professionelle Koordination nutzen 
den Klienten, wenn sie nichts von ihnen wissen. Hier haben sich im Bodenseekreis in den letzten 
Jahren erfreuliche Entwicklungen ergeben, die im Folgenden dokumentiert werden. Besonders weg-
weisend war die Gründung der Initiative Psychiatrie-Erfahrener Bodensee e.V. (iPEBo). Damit haben 
die Psychiatrie-Erfahrenen eine offizielle Organisation, die sich im GPV engagiert und sich als offiziel-
le Interessensvertretung der Menschen mit psychischer Erkrankung an den Gremien beteiligt. 

Ebenfalls gut eingeführt hat sich die Unabhängige Beschwerdestelle, die 2012 ihre Arbeit erfolgreich 
aufgenommen hat.  

 

Initiative Psychiatrie-Erfahrener Bodenseekreis, iPEBo e.V. 
 

Aus der Unterstützung bei der Vereinsgründung Ende 2012 entwickelte sich eine fruchtbare Zusam-
menarbeit mit Vertretern des GpV Bodenseekreis. Vor allem Rainer Barth, Sozialplaner beim Landrat-
samt und Ingo Kanngießer, Geschäftsführer beim GpZ Überlingen, nahmen die Etablierung von orga-
nisierten Psychiatrieerfahrenen im Bodenseekreis sehr ernst, sie berieten uns, auch mit hohem zeitli-
chen Aufwand verbunden. Ein ausdrücklicher Dank an dieser Stelle! 

2013 erfolgte die konsequente Beteiligung von uns an sämtlichen Gremien des GpV. Es war sicherlich 
nicht immer einfach im Kreis der Professionellen inhaltlich mitzukommen, geschweige denn mitzuge-
stalten. Aber wir wurden wohlwollend aufgenommen, was alles andere als selbstverständlich ist, 
wenn man sich das gegenseitige Misstrauen von Professionellen und organisierten Psychiatrieerfah-
renen vielerorts anschaut. Wir waren u.a. an der Vorbereitung des inklusiven Mittendrinfestes 2013 
beteiligt, an dem wir erstmalig und selbständig mit einem Grillstand vertreten waren. Keine leichte 
Aufgabe, bei den Tausenden von Menschen auf dem Fest. Wir verkauften alles, was wir hatten. Un-
ser 2. Vorstand, Uwe M. Hammerle, moderierte die Veranstaltung. 

Es folgten sehr gut besuchte Kulturveranstaltungen in Zusammenarbeit mit einem kommunalen 
Überlinger Kulturverein, vor dem Hintergrund Inklusion umzudrehen und sogenannte Normalbürger 
durch unsere Veranstaltungen zu inkludieren! Die Zusammenarbeit konnten wir dann leider aus fi-
nanziellen Gründen nicht fortsetzen. 

2013 konnten wir unsere Homepage erstellen und eine Facebook-Präsenz etablieren. Vielen Dank an 
Daniela Schmid für die Pflege unserer Seite! Es kam auch zur Gründung von 2 Selbsthilfegruppen, 
beide in Überlingen, wovon eine bis heute regelmäßig u.a. in einer öffentlichen Kneipe stattfindet. 
Daneben sind wir dem Landesverband Psychiatrieerfahrener Baden-Württemberg beigetreten und 
konnten erste überregionale Kontakte zu Betroffenenvertretern herstellen! 

Für das nächste Jahr streben wir die weitere Aktivierung und Vernetzung von Psychiatrieerfahrenen 
untereinander im Bodenseekreis an. Vor allem der Brückenschlag von unserem Vereinssitz Überlin-
gen nach Bermatingen und Friedrichshafen dürfte dabei im Vordergrund stehen. 
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Beitrag der Angehörigen psychisch Kranker 
 

Die Angehörigengruppen treffen sich monatlich, und zwar in Überlingen im GpZ unter der Leitung 
von Herrn Rüdiger Sattmann und eine größere Gruppe in Friedrichshafen jeweils am letzten Dienstag 
des Monats in den Räumen der Tagesklinik unter der bewährten Leitung von Frau Ursula Maitra-Dux. 

Gepflegt wird natürlich der Erfahrungs- und Gedankenaustausch. Priorität aber haben stets die Sor-
gen und Nöte jener, die voller Betroffenheit zum ersten Mal in die Gruppe kommen. Ihnen absolute 
Vertraulichkeit zuzusichern ist genauso selbstverständlich, wie ihnen mit Empathie zu begegnen. 
Meistens dreht es sich um Erkrankungen aus dem Formenkreis der Schizophrenie, seltener um De-
pressionen und nur gelegentlich auch um Drogen-, speziell Alkoholprobleme. Da in der Regel in 
Friedrichshafen 10 bis zu 20 Betroffene anwesend sind, ergeben sich stets lebhafte Diskussionen und 
durchaus auch eine Meinungsvielfalt. 

Besonders geschätzt werden die halbjährlichen Besuche des Sozialplaners und Psychiatriekoordina-
tors Rainer Barth. Was bringt er Neues und was nimmt er mit? An diesen Abenden werden die bei-
den Sichtweisen oft schmerzlich empfunden: Die der Professionellen, deren Aktivität nun mal von 
den finanziellen Ressourcen eingeschränkt wird, und die der Angehörigen, die durch die eigene Be-
lastbarkeit begrenzt wird. Immer wieder und immer noch wird seitens der Angehörigen vor allem die 
geringe Betreuungsdichte im Betreuten Wohnen beklagt. Hier müsste endlich etwas geschehen. Wer 
von Sorgen und Leid bedrückt ist, braucht besonders dringlich auch mal Entspannung und ein paar 
sorgenfreie Stunden. Deshalb ist es uns wichtig, zusammen mit den erkrankten Familienmitgliedern 
jährlich einen größeren Ausflug zu machen, eine Weihnachtsfeier zu gestalten und einen Grillabend 
anzubieten. Josef Gröber 

 

Bericht der Beschwerdestelle und der Patientenfürsprecherin 
 

Es ist generell nicht einfach, für das Jahr 2013 klare Zahlen aufzuzeigen. Manche Beschwerden 
konnten direkt, zum Beispiel mit einem Telefonanruf, behoben werden, für andere brauchte 
man das Team der Beschwerdestelle. Einige Beschwerdeführer wollten auf keinen Fall die Be-
schwerdestelle einschalten, andere wiederum kamen, um genau dieses Angebot in Anspruch zu 
nehmen. 

Es gibt auch Beschwerden, bei denen die Patientenfürsprecherin entschieden hat, weder das 
Eine, noch das Andere zu tun. 

Die Anzahl der gesamten Besucher in der Sprechstunde der Patientenfürsprecherin war in die-
sem Jahr mit 36 Personen deutlich höher als im Jahr 2012. 

Bei 4 Personen war es erforderlich das Team der Beschwerdestelle zu rufen - bei 6 weiteren 
Personen ging es um Beschwerden, die direkt von der Patientenfürsprecherin gelöst werden 
konnten. 

Manchmal gelang es auch eine Beschwerde aufzulösen, indem die Situation mit der Patienten-
fürsprecherin besprochen wurde und die schwierige Situation in ein anderes Licht gerückt wer-
den konnte. 
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Beitrag einer Psychiatrie-Erfahrenen 
 

Jede Arbeit ist würdevoll! Sprichwort aus Myanmar 
 

Was man gerne tut, ist keine Arbeit! 
 
Es gibt psychisch erkrankte Menschen, die nie zuvor in einer WfbM gearbeitet haben und dies auch 
kategorisch ablehnen, weil sie meinen, da nicht hinzugehören. Sie sind dabei einfach nicht ehrlich zu 
sich selbst? Sie wollen nicht in einer WfBM arbeiten, weil sie sich hierdurch stigmatisiert fühlen. 
Gleichzeitig stigmatisieren sie damit jeden Menschen in der WfbM, ohne die Qualität der Arbeit und 
ihren Wert für jeden Einzelnen, der sich dort tagtäglich hinbegibt, beurteilen zu können. Man muss 
dies erst einmal für sich selbst erleben. Wir arbeiten jedenfalls gerne. Unser Arbeitsplatz erfüllt uns. 
Ich wage dies ganz einfach zu behaupten – denn so überzogen es auch klingen mag – wir sitzen im 
Rolls Royce unter den Gemeindepsychiatrischen Zentren. Das zeigt schon allein unser Internet Auf-
tritt www.g-p-z.de. 
 
Eine Umfrage unter WfbM Kollegen und Kolleginnen 
 
Da es immer wieder zur Debatte steht, ob die Finanzierung von WfbM Plätzen durch die Eingliede-
rungshilfe legitim ist für psychisch erkrankte Menschen und ob sie auch weniger als 8 Std. täglich 
arbeiten dürfen, habe ich eine Evaluation in den Werkstätten für behinderte Menschen im Boden-
seekreis angeregt. Diese hatte ich im Bericht der Betroffenen für den Jahresbericht GPV Bodensee-
kreis 2012 bereits angekündigt und mit meinen Werkstattrat-Kollegen Rainer Schaff und Thomas 
Schmid im Herbst 2013 durchgeführt. Wir haben 100 KlientInnen im GpZ Friedrichshafen, Überlingen 
und der Sprungbrett Werkstatt in Bermatingen kontaktieren können und 64 haben sich an der Aktion 
beteiligt und die Fragebögen gewissenhaft ausgefüllt. Dabei haben uns die WerkstatträtInnen dort 
tatkräftig unterstützt. Herzlichen Dank von hieraus an Silvia Schmid und Esther Hafner aus dem GpZ 
Friedrichshafen, Corinna Fetscher und ihre KollegInnen aus der Sprungbrett Werkstatt Bermatingen. 
Danke auch an die Gruppenleiter, die die WerkstatträtInnen in dieser Zeit von der Arbeit freistellten 
und die Geschäftsführer, die uns mit Rat und Tat zur Seite standen. 
 
Wer hat bei der Befragung mitgemacht? 
 
In der zufälligen Auswahl ergab sich eine Altersgruppe zwischen ca. 40 bis 60 Jahren. Ein großer Teil 
der Befragten fand sehr wichtig, dass sie die Möglichkeit haben, nur 50 % zu arbeiten. Wir bringen in 
der Hälfte der Zeit enorme Leistung, aber nach 3-4 Std beginnt in der Regel der Leistungsabfall. Oft 
werden lange Pausen, vor allem zum Schlafen benötigt. Andere Menschen beginnen erst viel später, 
weil sie am Morgen lange schlafen müssen. Aufgrund der Medikation verändern sich die normalen 
Schlafgewohnheiten. Unsere Plätze sind auf diese besondere Art der Leistungsfähigkeit angepasst, so 
dass wir in verschiedenen Schichten arbeiten. Das ist Flexibilität und Logistik pur, die uns die Integra-
tionsdienste, Gruppenleiter und die Geschäftsführer in den Werkstätten geschaffen haben. 
 
Der Anteil von Männern und Frauen hält sich die Waage. Auch sieht man keinen Hinweis auf psychi-
sche Erkrankung mangels Bildung. Wir haben genauso viele Kollegen mit Haupt- und Realschulab-
schluss wie mit Abitur und Hochschulabschluss. Und diese Menschen alle zufrieden und leistungsge-
recht zu vereinen, deren Arbeitskraft kreativ und produktiv auszuschöpfen, haben die Werkstätten 
im Bodenseekreis geschafft und schaffen es noch immer. 
 
Was bedeutet meinen KollegInnen die Arbeit in der WfbM? 
 
Psychisch erkrankte Menschen können durchaus genesen. Und die tägliche Arbeit kann einen großen 
Anteil zur Genesung beitragen. Wir haben sogar für Neuankömmlinge Arbeitsplätze mit beschränk-
tem Leistungsdruck. Hier muss ich abschweifen, weil mich das Nachfolgende sehr bewegt hat. Bei 
einer Podiumsdiskussion im Rathaus Stuttgart anlässlich der 40 Jahre Feier des Rudolf Sophien Stiftes 
(RSS) im September 2013 sagte der Personalchef einer großen Stuttgarter Firma, er könne keine psy-
chisch erkrankten Menschen einstellen, weil sie fachlich inkompetent seien. Dies ist einfach nicht 
richtig. Dem habe ich damals auch vehement widersprochen. Auch unter Rücksichtnahme und Ver-
ständnis an die Anforderungen am Allgemeinen Arbeitsmarkt. Wir sind in unseren Berufen durchaus 
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kompetent, jedoch können wir der Taktung im normalen Arbeitsleben nicht mehr entsprechen. Wir 
brauchen mehr Pausen, sind jedoch genauso leistungsorientiert, leistungsbereit und –willig, kreativ 
und flexibel wie alle anderen Arbeitnehmer am Arbeitsmarkt. 
 
Vielleicht sogar noch mehr. Wir sind wer! Wir können was! Wir wollen was! Wir können´s der Welt 
auch noch zeigen und wir möchten unsere Arbeit in Ruhe verrichten, damit der Laden läuft. Deshalb 
fordern wir mehr Mitbestimmung – auch dies kann gewinnbringend sein. Wir wünschen uns Acht-
samkeit im Umgang sowie Respekt, Toleranz, Gleichstellung und Nachhaltigkeit, vor allem auch in 
monetärer Hinsicht. Wer arbeitet schon gerne für Gottes Lohn? 
 
Wie weit trägt die Arbeit zur Lebensnormalisierung bei? 
 
Die Befragten betonen zum einen, dass sie es durch die Arbeit schaffen, psychisch stabiler zu bleiben. 
Zum anderen ist ihnen wichtig, dass sie Wertschätzung auch für kleine Erfolge erhalten. 
 
Die Frage, was die Arbeit in der WfbM den Klienten bedeute, ergab so viele verschiedene Antworten, 
ich werde sie einfach auflisten: 
 
 Soziale Kontakte 
 Zufriedenheit 
 Selbstbewusstsein 
 Eine Aufgabe, Abwechslung, Ablenkung 
 Körperliche Bewegung 
 Spaß 
 Arbeit tut gut 
 Geld verdienen 
 Struktur, ein geregelter Tagesablauf (97%), ist wichtig 
 Vorbereitung auf den Allgemeinen Arbeitsmarkt 
 Arbeiten im erlernten Beruf 
 Geschützter Arbeitsplatz, kein Druck 
 Noch gebraucht werden, Arbeit gibt dem Leben einen Sinn 
 Sicherheit 
 Training 
 Disziplin 
 Kann auch Stress sein 
 Sehr viel, Alles! 
 
Wir arbeiten täglich, das gibt uns Struktur, Anerkennung, Wertschätzung, Inhalt, Sinnhaftigkeit, Geld, 
Rente. Wir leisten unseren Beitrag. Und es ist ganz egal, ob ich im Büro arbeite, in der Wäscherei, im 
Metallbereich, in der Küche oder in der Montage Teile zusammenstecke und prüfe, in meinem den 
Umständen entsprechenden Tempo oder mit der Gartengruppe täglich an die frische Luft kann und 
richtig körperlichen Einsatz bringe. Wir sind alle Kollegen und wir gehören zusammen. 
 
Und hier möchte ich gerne auf einen Bericht verweisen, den ich in der GePetZt bereits 2011 veröf-
fentlichen durfte: 
 
In unserer Außenstelle des GpZ Überlingen Zum Degenhardt 12 befinden sich im EG die Montage- 
und Metallgruppe. Wir sind mit den Büroräumen im darüber liegenden Geschoß. Auf der Damentoi-
lette befinden sich die Spinde der Mitarbeiterinnen der Montagegruppe und wir kamen dort ins Ge-
spräch, was sie denn gerade tun. Eine Kollegin nahm mich an der Hand und führte mich in die Mon-
tagegruppe. Das Reden fiel ihr sichtlich schwer, mir blieb dann aber auch die Spucke weg, weil ich 
wirklich überrascht und begeistert war und gleich wusste, dass ich über die Arbeit wirklich positiv 
berichten muss, schon allein deshalb, weil der allgemeine Tenor von Arbeit in Montagegruppen wohl 
eher lautet: „die stecken da blöd Teile zusammen“, dem widersprechen wir hiermit: 
 
“ [...] Es handelt sich um einen größeren Auftrag, der noch längere Zeit in Anspruch nehmen wird. 
Bitte schaut genau hin, das sind keine „Zauberkünstler“, weil sie weiße Handschuhe tragen, na ja, 
wenn man genau überlegt, sind sie das eigentlich schon, allein aufgrund ihrer feinmotorischen 
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Fähigkeiten. Denn seht hin, sie führen den Auftrag einer Elektronik Firma aus Überlingen aus, Displays 
für Regler an Zentralheizungen. 
 
Magier mit weißen Handschuhen: Hier-
für müssen die Mitarbeiter die weißen 
Handschuhe tragen, die winzigen Einzel-
teile – wie beim Zahnarzt – mit einem 
Druckluftgerät von Staubteilchen befrei-
en und zusammenstecken. Dies erfordert 
wirklich filigranste Fingerfertigkeit und 
höchste Konzentration. 
Ich kam dann auf die Idee, um die Wert-
schätzung dieser Arbeit in der Montage 
zu erhöhen und alle Mitarbeiter und 
Herrn Raus auf diesem Wege zu loben, 
einen Bericht in der nächsten GePetZt zu 
veröffentlichen. Die sind da nämlich wirk-
lich mit Freude dabei.[...] “ 
 
Für alle, die den Berichte komplett online 
lesen möchten: 
http://gepetzt.de/magier-mit-weissen-handschuhen.html 
 
79 % aller Befragten teilten mit, dass die Belastungsanforderungen am Arbeitsplatz ihrer jeweiligen 
psychischen Verfassung angepasst sind. 65 % fühlen, dass sie Wertschätzung für ihre Arbeit erhielten 
und sie zur Lebensnormalisierung beiträgt. Arbeit ist eine Herausforderung, spielt eine große Rolle, 
tut spürbar sehr gut. 
 
Als Wünsche für die berufliche Zukunft wurden von den Kollegen genannt: Sicherheit, mehr Geld, in 
der WfbM bleiben können, mehr Arbeit, Ausbildung, mehr Unterstützung. Der wichtigste Punkt ist 
und bleibt der Erhalt der Arbeit. 
 
Viele der Klienten (70 %) sind schon länger (mehr als 10 Jahre) krank, waren wiederholt in der Psy-
chiatrie, Tagesklinik oder in ambulanter Therapie. 90 % der Klienten nehmen regelmäßig Medika-
mente. Die restlichen 10 % fanden alternative Wege wie Meditation, Glaube an Gott, Ergotherapie, 
Sport, Bewegung. 
 
Jeder darf für sich den Versuch wagen, Medikamente auszuschleichen oder mit einem absoluten 
Mindestmaß an Medikation zu leben. Immerhin gibt es Kliniken, die Ausschleichen der Medikamente 
stationär anbieten, auch wenn es die Kasse nicht bezahlt. Wenn wir es schaffen, ohne Medikamente 
zu leben, können wir dies mit einer Anschubfinanzierung oder dem Erwachsenwerden vergleichen. 
Wir brauchen die Medikamente, um wieder auf die Füße zu kommen. Jedoch ist das Kind irgendwann 
erwachsen und wir dürfen es loslassen. Das Ziel im Unternehmen, der break-even-point ist erreicht 
und die Finanzierung war eine Hilfe, um ein Projekt anzutreiben. 
 
Unser Projekt Leben. Dann dürfen wir nach der Façon meiner Physiotherapie Praxis uns auf den Weg 
machen mit dem Motto: begreifen – bewegen – bewältigen. Denn wenn wir begreifen, warum uns 
etwas passiert, auch wenn es eine Krankheit ist, die uns einholt und bremst, dann können wir uns 
wieder in Bewegung setzen und unser Leben bewältigen. Auch die Hilfen aus der Gemeindepsychiat-
rie annehmen. Denn Leben ist Bewegung, ein stetiger Kreislauf. 
 
Wenn wir uns selbst daran hindern und starr dasitzen, unsere Probleme verdrängen und nicht anse-
hen wollen, dann bewegt sich nichts. Es lohnt sich für Jeden, täglich aufzustehen, den Tag zu begrü-
ßen und seine Arbeit zu verrichten. Auch mit der Gewissheit, dass wir spätestens im Alter dankbar 
dafür sein können. Ich möchte hier eine 93 Jahre alte Dame aus einem Alters- und Pflegeheim in 
Überlingen zitieren, die erst mit 70 Jahren aufhörte zu arbeiten, weil ihr sonst langweilig gewesen 
wäre. „Es ist schön, was das Leben täglich für uns leistet!“ 
 
Daniela Schmid 
Redaktionsmitglied 
GePetZt GpZ Überlingen 
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Inklusionsfest als Frühschoppen 
 
Gemeindepsychiatrischer Verbund feiert sein zehnjähriges Bestehen 
 
Bermatingen (bra) Anlässlich von zehn Jahren aktiver Zusammenarbeit lud der Gemeinde-
psychiatrische Verbund Bodenseekreis (GpV) am Sonntag zu einem musikalischen Frühschoppen ins 
Dorfgemeinschaftshaus Bermatingen ein. Mit diesem „Inklusionsfest“ sollte den Bürgern und Bürge-
rinnen für die zunehmende Offenheit gegenüber psychisch Erkrankten in ihrer Mitte gedankt wer-
den. Der GpV versteht sich als Netzwerk der Leistungserbringer und Leistungsberechtigten und un-
terstützt mit seiner Arbeit die Versorgungsqualität der Betroffenen und die Zusammenarbeit aller 
Beteiligten. 
 
Die Sprecherin der GpV und Geschäftsführerin von „Pauline 13 e.V.“, Brigitte Göltz, sowie Bürger-
meister-Stellvertreter Karl Volz als Repräsentant des Gastgebers begrüßten die zahlreichen Anwe-
senden. In den folgenden Reden sprachen der Sozialdezernent des Landkreises, Andreas Köster, und 
Ulrich Ott, ehemaliger Geschäftsführer der „Pauline 13“, dem langjährigen GpV-Sprecher Manfred 
Lucha ihre besondere Anerkennung aus und würdigten ihn als Protagonisten des Verbundes. 
 
Der GpV sorge dafür, so Köster, dass „nicht mit dem Reißbrett gearbeitet, sondern gemeinsam ge-
staltet werde“. Dank galt auch Rainer Barth, zuständig für Psychiatrieplanung und 
–koordination im Landratsamt, als wichtiges Bindeglied zwischen den Institutionen. 
 
Auch der Landtagsabgeordnete der Grünen, Manfred Lucha, würdigte in besonderem Maße Rainer 
Barth, ohne dessen Wirkung als „Scharnierstelle“ es den Verbund in der jetzigen Form nicht geben 
würde. Zudem lobte er ausdrücklich die Beteiligungskultur, die sich mit Hilfe aller Mitwirkenden 
etabliert hat. „Keiner solle darauf reduziert werden, krank oder behindert zu sein“, so Lucha, und 
fügte angesichts der Tatsache, dass jeder dritte Bürger im Laufe seines Lebens psychologische Hilfe in 
Anspruch nimmt, hinzu: „Es gibt keine Ränder der Gesellschaft, alles findet in ihrer Mitte statt.“ 
 

Mittendrin waren 
die Vertreter des 
Verbundes und 
das Publikum 
auch im in der 
Show des Zauber-
künstlers Martin 
Zink, der sich 
manches „Opfer“ 
auf die Bühne 
holte. 
 
Für Unterhaltung 
sorgte auch der 
Musikverein Ber-
matingen. 
 

  
GpV-Sprecherin und Pauline-13-Geschäftsführerin Brigitte Göltz 
mit dem Zauberkünstler Markus Zink. 
BILD: BRAUMANN 

Quelle: SÜDKURIER NR. 236 | UE 
Montag, 13. Oktober 2014 
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„Wir müssen alle Beteiligten mit ins Boot holen“ 
 
Der Gemeindepsychiatrische Verband feiert sein zehnjähriges Bestehen in Bermatingen 
 
BERMATINGEN - Der Gemeindepsychiatrische Verband (GpV) hat am Sonntag im Bermatinger Dorf-
gemeinschaftshaus sein zehnjähriges Bestehen mit einem musikalischen Frühschoppen gefeiert. 
Zahlreiche Gäste aus dem Kreisgebietkamen zum Feiern vorbei. 
Der Bermatinger Musikverein (MVB) sorgte für die musikalische Gestaltung und die Bewirtung der 
Festlichkeit. „Wir tragen die Botschaft Inklusion gerne mit. Der Musikverein und die Bewohner des 
Wohnheims Pauline 13 haben gemeinsam den Saal für das Fest gestern hergerichtet“, sagte die Mu-
sikvereins-Vorsitzende, Anna Stähle. 
GpV-Geschäftsführerin Brigitte Göltz konnte unter den Gästen auch den Sozialdezernenten beim 
Landratsamt des Bodenseekreises, Andreas Köster, sowie den grünen Landtagsabgeordneten und 
jahrelangen Sprecher des Verbands, Manfred Lucha, begrüßen. 
Bürgermeisterstellvertreter Karl Volz ging auf die Geschichte der Sprungbrett-Werkstätte und die 
Errichtung des Wohnheims der Pauline 13 Stiftung in Bermatingen aus der Sicht des damaligen Ge-
meinderats ein: „Es war nicht so leicht, aber wir haben eine Mehrheit bekommen.“ Er sieht die Be-
wohner integriert und freut sich, dass die Ziegeleistraße bald fertiggestellt wird, so dass die Heimbe-
wohner einen sichereren Weg zur Werkstätte bekommen. 
Für Köster ist Bermatingen ein idealer Austragungsort für das Fest. „Wir haben quasi ein Heimspiel“, 
sagte er. Als sich der Verband vor zehn Jahren zusammengeschlossen hat, ist das in unserem Bundes-
land kritisch beäugt worden. Jetzt hat sich das etabliert“, sagte Köster. Auch Fest-Organisator Ulrich 
Ott war von Bermatingen als Austragungsort überzeugt. „Hier findet gelebte Inklusion statt“, sagte er 
und nannte als Beispiel die Veranstaltungen des Seniorenkreises. 

Lucha ist einer der ersten 
Protagonisten des Ver-
bands. 
Seit über 30 Jahren be-
schäftigt er sich mit dem 
Thema Psychiatrie, und er 
war zehn Jahre der Spre-
cher des GpV. „Wir müs-
sen alle Beteiligten mit ins 
Boot holen und nicht über 
die Köpfe hinweg ent-
scheiden. Wir sind Dienst-
leister und nicht zum 
Selbstzweck aktiv", sagte 
der grüne Landtagsabge-
ordnete aus dem Kreis 
Ravensburg. 

Aus Stuttgart berichtete er, dass demnächst die erste Lesung zum Gesetzentwurf für psychisch Kran-
ke vorgestellt werde. Kooperation statt Konkurrenz stehe für ihn ganz oben. Nach den kurzen Reden 
gab es ein Mittagessen. Ein Höhepunkt war der Zauberkünstler Markus Zink. Er präsentierte sich 
witzig und fingerfertig. Nicht nur Zaubertricks hatte er auf Lager, sondern auch Wortwitz. So fragte er 
nach 20 Minuten: „Wollt ihr noch mehr Magie sehen?“ Nach der Zustimmung durch die Zuschauer 
zauberte er prompt eine Maggi-Flasche aus seinem Zauberkoffer. Er integrierte Gäste aus dem Publi-
kum in sein Programm ohne dies zum Affen zu machen. Andrée Störk 
 
Quelle: Schwäbische Zeitung Montag, 13. Oktober 2014, 
MARKDORF/BERMATINGEN/BODENSEEKREIS 
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Sprecherin GPV Bodenseekreis
Brigi� e Göltz
Paulinenstraße 12
88046 Friedrichshafen
Telefon 07541/4094-222 oder -210
Fax 07541/4094-250
b.goeltz@gpz-fn.de

Koordinatorin Hilfeplan-
konferenz im GPV 
Bodenseekreis
Zentrum für Psychiatrie 
Südwür� emberg
Natalia Erm
Röntgenstraße 8 
88048 Friedrichshafen 
Telefon 0 75 41/60 354-40
info@zfp-zentrum.de

Sozialplanung und 
Psychiatriekoordina� on
Landratsamt Bodenseekreis
Rainer Barth
Albrechtstraße 75 
88045 Friedrichshafen
Telefon 0 75 41/204-53 06 
Fax 0 75 41/204-73 06 
rainer.barth@bodenseekreis.de 

Anode gGmbH 
Eisenbahnstraße 43
88213 Ravensburg 
Telefon 07 51/36 25 73-11 
Fax 07 51/36 25 73-29 
birgit.gessler.@anode-online.de

Arkade-Pauline 13 gGmbH
Gartenstraße 3 
88212 Ravensburg
Telefon 07 51/3 66 55-0
Fax 07 51/36 655-79
info@arkade-pauline.de

BruderhausDiakonie 
Sozialpsychiatrische Hilfen
Paulinenstraße 12 
88046 Friedrichshafen
Telefon 07541/40 94-330
Fax 07541/40 94-370
sph.fn@bruderhausdiakonie.de

Diakonie
Suchtberatung Friedrichshafen
Katharinenstr. 16 
88045 Friedrichshafen
Telefon 0 75 41 /95 01 80
Fax 0 75 41/95 01 820
info@suchtberatung-fn.de

Gemeindepsychiatrisches 
Zentrum Friedrichshafen 
gGmbH
Paulinenstraße 12
88046 Friedrichshafen 
Telefon 0 75 41/40 94-0
Fax 0 75 41/40 94-1 50
info@gpz-fn.de

Gemeindepsychiatrisches 
Zentrum Überlingen gGmbH

Obere Bahnhofstraße 18 
88662 Überlingen 
Telefon 0 75 51/30 118 -0
Fax 0 75 51/30 118-99
email@g-p-z.de

Landratsamt Bodenseekreis 
Sozialdezernat 
Albrechtstraße 75 
88045 Friedrichshafen
Telefon 0 75 41/204-0
Fax 0 75 41/204-56 99
info@bodenseekreis.de

Pauline 13 e.V. 
in Friedrichshafen
Paulinenstraße 12
88046 Friedrichshafen
Telefon 075 41 / 40 94-210
Fax 075 41 / 40 94 - 250
Pauline13@gpz-fn.de

Sprungbre�  Werkstä� en 
gGmbH
Ziegeleistraße 46 
88697 Berma� ngen 
Telefon 0 75 44/95 27-0
Fax 0 75 44/95 27-34

Vianney-Gesellscha�  e.V. 
Auf dem Stein 17 -21
88662 Überlingen 
Telefon 0 75 51/95 28-0
Fax 0 75 51/68 050
info©vianney-hospital.de

Zentrum für Psychiatrie 
Südwür� emberg 
Wohnheim - Pfl egeheim 
Dezentrale Wohngruppen
Weingartshoferstraße 2 
88214 Ravensburg
Telefon 07 51/76 01-0

Informa� ons- und 
Beratungsstelle für 
Menschen mit Behinderung
Landratsamt Bodenseekreis
Glärnischstraße 1 - 3
88045 Friedrichshafen
Telefon 0 75 41/ 204-57 87
Fax 0 75 41/204-56 99
i-u-b@bodenseekreis.de

Angehörigenvertretung 
Friedrichshafen
Ansprechpartnerin
Frau Maier
Merkurstraße 3
88046 Friedrichshafen
Telefon 0 75 41/53 372

Angehörigenvertretung 
Überlingen
Ansprechpartner
Rüdiger Sa� mann
Obere Bahnhofstraße 18
88662 Überlingen
Telefon  0 75 51/30 118 - 50
Fax 0 75 51/30 118 - 60
ruediger.sa� mann@g-p-z.de

Inita� ve Psychiatrie-
Erfahrener Bodenseekreis e.V.
Ansprechpartner
Rainer Schaff 
Obere Bahnhofstraße 18
88662 Überlingen
Telefon  0 75 51/30 11 8 - 149
info@ipebo.de

Adressen
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